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‘.

RAT

RICHTLINIE 92/5/EWG DES RATES

vom 10. Februar 1992

zur Anderung und Aktualisierung der Richtlinie 77/99/EWG zur Regelung gesundheitlicher
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen sowie zur
Anderung der Richtlinie 64/433/EWG '

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

Fleisch von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen, Fleisch
von Einhufern, die als Haustiere gehalten werden, Gefliigel-
fleisch und Wildfleisch sowie die haltbar gemachten Erzeug-
nisse aus diesem Fleisch fallen unter die in Anhang II des
Vertrages aufgefiihrten Erzeugnisse. Die Herstellung dieser
Erzeugnisse und der Handel damit stellen fiir einen Teil der
landwirtschaftlichen Erwerbsbevolkerung eine wichtige Ein-
kommensquelle dar.

Um die rationelle Entwicklung dieses Sektors zu gewihrlei-
sten und seine Produktivitit zu steigern, miissen auf Gemein-
schaftsebene Hygienevorschriften fiir die Herstellung und
das Inverkehrbringen der genannten Erzeugnisse erlassen
werden.

(1) ABL Nr. C 84 vom 2. 4. 1990, S. 89, ABlL. Nr. C 327 vom
30.12. 1989, S. 25, ABI. Nr. C 262 vom 14. 10. 1981, S. 3,
ABI. Nr. C 267 vom 11. 10. 1982, S. 59, und ABI. Nr. C 296
vom 15.11. 1991, S. 8.

(2) ABI. Nr.C240vom 16.9.1991,S. 6,und ABlL. Nr. C 113 vom
7.5.1990, S. 205.

(3) ABL Nr. C 332 vom 31. 12. 1990, S. 94, ABlL. Nr.’C 62 vom
2.3.1990,S. 25, ABL. Nr. C 168 vom 10. 7. 1990, S. 8, und
ABIL. Nr. C 124 vom 21. 5. 1990, S. 15.

Die Gemeinschaft muff bis zum 31. Dezember 1992 die
erforderlichen MafSnahmen treffen, um den Binnenmarkt
schrittweise zu verwirklichen.

~ Durch die Richtlinie 77/99/EWG (*) wurden die gesund-

heitlichen Bedingungen festgelegt, die beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen zu
erfiillen sind.

In der Richtlinie 89/662/EWG () wurde eine Regelung fiir
die Kontrollen im Hinblick auf den gemeinsamen Binnen-
markt aufgestellt, die insbesondere die Abschaffung der
veterinirrechtlichen Kontrollen an den Binnengrenzen zwi-
schen den Mitgliedstaaten vorsieht.

Um der Abschaffung dieser Kontrollen und dem Ausbau der
Garantien im Ursprungsland Rechnung zu tragen, empfiehlt -
es sich, die Anforderungen der Richtlinie 77/99/EWG mit
den erforderlichen Anpassungen auf die gesamte Produkrtion
auszudehnen, da die Unterscheidung zwischen Erzeugnissen,
die fiir den Inlandsmarkt bestimmt sind, und solchen, die fiir
den” Markt eines anderen Mitgliedstaats bestimmt sind,
nunmehr hinfillig ist.

Durch diese Anpassung sollen insbesondere die hygienischen
Bedingungen vereinheitlicht werden, die fiir die Erzeugung,
Lagerung und Beférderung von Fleischerzeugnissen und
anderen zum Verzehr bestimmten Erzeugnissen tierischen
Ursprungs gelten.

(4) ABL Nr. L 26 vom 31. 1. 1977, S. 85. Richtlinie zuletzt gein-
dert durch die Richtlinie 85/328/EWG (ABl. Nr. L 168 vom
28. 6. 1985, S. 28).

(5)- ABL. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 13. Richtlinie in der
Fassung der Richtlinie 90/675/EWG (ABl. Nr. L 373 vom
31.12.1990,8.1). ‘
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Aus Griinden der Zweckmifigkeit sollen ein Zulassungsver-
fahren fir Betriebe, die den in dieser Richtlinie vorgeschrie-
benen gesundheitlichen Bedingungen entsprechen, sowie ein
gemeinschaftliches Verfahren, mit dem die Einhaltung der
Zulassungsbedingungen {iberwacht wird, vorgesehen wer-
den.

Strukturschwache Betriebe sind nach vereinfachten Struktur-
und Infrastrukturkriterien zuzulassen, wobei die Hygiene-
vorschriften dieser Richtlinie einzuhalten sind.

Die Genufftauglichkeitskennzeichnung der Fleischerzeug-
nisse durch den amtlichen Tierarzt ist das beste Mittel, um
den zustindigen Behé6rden des Bestimmungsorts die Gewahr
dafiir zu geben, daff eine Sendung den Bestimmungen dieser
Richtlinie entspricht. Die GenufStauglichkeitsbescheinigung
ist im Hinblick auf die Kontrolle der Bestimmung bestimmter
Erzeugnisse beizubehalten.

In diesem Bereich sind die Regeln, Grundsitze und Schutz-
mafinahmen nach der Richtlinie 90/675/EWG des Rates
vom 10. Dezember 1990 zur Festlegung von Grundregeln fiir
die Veterinirkontrollen von aus Drittlindern in die Gemein-
schaft eingefiihrten Erzeugnissen (1) anwendbar.

Was den innergemeinschaftlichen Handel anbelangt, so
finden ferner die Vorschriften der Richtlinie 89/662/EWG
Anwendung.

Es empfiehlt sich, die Kommission zu beauftragen, Durch-
fihrungsbestimmungen zu dieser Richtlinie zu erlassen. Es
ist angebracht, zu diesem Zweck Verfahren vorzusehen, die
eine enge und wirksame Zusammenarbeit zwischen der
Kommission und den Mitgliedstaaten im Rahmen des Stan—
digen Veterinarausschusses gewahrlelsten

Fur die Griechische Republik sind wegen der auf die
geographische Lage dieses Mitgliedstaats zuriickzufiihren-
den besonderen Versorgungsschwierigkeiten besondere Aus-
nahmeregelungen vorzusehen. Aus denselben Griinden ist
entlegenen Regionen eine zusatzliche Frist fiir die Umsetzung
dieser Richtlinie einzurdumen.

Die Annahme spezifischer Regeln fiir von dieser Richtlinie
erfafite Erzeugnisse beriihrt nicht die Annahme allgemeiner
Regeln fiir Hygiene und Nahrungsmittelsicherheit, hinsicht-
lich deren die Kommission einen Vorschlag fiir eine Rahmen-
richtlinie vorgelegt hat.

Der Klarheit halber ist es angezeigt, die Richtlinie 77/
99/EWG zu aktualisieren und die Richtlinie 64/433/EWG
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch entspre-
chend anzupassen (2) — :

(1) ABL Nr. L 373 vom 31. 12. 1990, S. 1.

(2) ABL. Nr. 121 vom 29. 7. 1964, S. 2012/64. Richtlinie zuletzt
gedndert durch die Richtlinie 91/497/EWG (ABL. Nr. L 268
vom 24. 9. 1991, S. 69).

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 erhalten der Titel, die
Artikel 1 bis 21 und die Anhinge der Richtlinie 77/99/EWG
die im Anhang der vorliegenden Richtlinie enthaltene Fas-
sung.

Artikel 2
Die Richtlinie 91/497/EWG wird wie folgt gedndert:

1. Im Titel werden die Worte ,,zur Anderung und Kodifi-
zierung® durch die Worte ,,zur Anderung und Aktuali-
_sierung® ersetzt und die Worte ,,sowie zur Anderung der
Richtlinie 72/462/EWG* hinzugefiigt.

2. Artikel 1 erhilt folgende Fassung:
LwArtikel 1

Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 werden der Titel und
die Artikel der Richtlinie 64/433/EWG gemifl dem
Anhang dieser Richtlinie ersetzt.”

3. Im Anhang wird im Titel der Richtlinie 64/433/EWG
der Hinweis ,vom 26. Juni 1964“ gestrichen. :

4, In Kapitel XII des Anhangs I der Richtlinie 64/433/
EWG wird zu Nummer 60 dritter Absatz folgender Satz
hinzugefigt:

»Bei gefrorenem Fleisch, das dazu bestimmt ist, in diesem
Zustand als Ausgangsstoff fiir die Erzeugnisse gemaf§
den Richtlinien 77/99/EWG oder 88/657/EWG ver-
wendet zu werden, kann von dieser Anforderung abge-
wichen werden.“

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um den Bestimmungen dieser
Richtlinie spitestens am 1. Januar 1993 nachzukommen;
ausgenommen sind

— die gemiafd Artikel 17 der Richtlinie 90/675/EWG

anerkannten entlegenen Gebiete, einschliefllich — hin-

. sichtlich des Kénigreichs Spanien — der Kanarischen

Inseln, sowie die gemifl Artikel 13 der Richtlinie
91/496/EWG anerkannten entlegenen Gebiete

und

— die von Umstrukturierungsplinen betroffenen Betriebe in
den neuen Bundeslindern der Bundesrepublik Deutsch-
land,
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hinsichtlich deren sie dieser Richtlinie spitestens am Artikel 4
1. Januar 1995 nachzukommen haben. ,
‘ Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kennt-
nis. i

Geschehen zu Briissel am 10. Februar 1992.
Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in diesen Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veroffentlichung auf diese ..
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten ‘ Der Prasident
dieser Bezugnahme. . Arlindo MARQUES CUNHA

Im Namen des Rates
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ANHANG

»Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher Fragen bei der Herstellung und dem Inverkehr-
bringen von Fleischerzeugnissen und einigen anderen Erzeugnissen tierischen Ursprungs

Artikel 1

(1) In dieser Richtlinie werden die gesundheitlichen
Bedingungen fiir die Herstellung und das Inverkehrbringen
von Fleischerzeugnissen und sonstigen Erzeugnissen tieri-
schen Ursprungs festgelegt, die nach der Haltbarmachung
zum Verzehr oder zur Herstellung anderer Lebensmittel
bestimmt sind.

(2)  Sie gilt nicht fiir die Herstellung und Lagerung von
zum Verzehr bestimmten Fleischerzeugnissen und anderen
Erzeugnissen tierischen Ursprungs in Einzelhandelsgeschif-
ten oder in an Verkaufsstellen angrenzenden Riumlichkei-
ten, in denen das Erzeugnis ausschliefflich zum Zwecke des
an Ort und Stelle stattfindenden Direktverkaufs an den
Verbraucher hergestellt und gelagert wird.

:Artikel 2
Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet:

a) Fleischerzeugnis: ein Erzeugnis, das aus Fleisch oder
unter Verwendung von Fleisch hergestellt wurde, wel-
ches einer Behandlung unterzogen worden ist, nach der
— bei einem Schnitt durch den Kern — die Schnittfliche
die Feststellung erlaubt, daff die Merkmale von frischem
Fleisch nicht mehr vorhanden sind.

Als Fleischerzeugnis werden jedoch nicht angesehen:

i) Fleisch, das lediglich einer Kiltebehandlung unterzo-
gen worden ist; fiir dieses Fleisch gelten weiterhin die
unter Buchstabe d) genannten Richtlinien,

it) Erzeugnisse, die unter die Richtlinie 88/657/EWG
des Rates vom: 14. Pezember 1988 zur Festlegung
der fiir die Herstellung und den Handelsverkehr
geltenden Anforderungen an Hackfleisch, Fleisch in
Stiicken von weniger als 100 g und Fleischzuberei-
tungen sowie zur Anderung der Richtlinien 64/
433/EWG, 71/118/EWG und 72/462/EWG (1)
fallen;

b) andere Erzeugnisse tierischen Ursprungs:
i) Fleischextrakte,

ii) ausgelassene tierische Fette, d. h. zum Verzehr
bestimmte, durch Auslassen von Fleisch einschlief3-
lich dessen Knochen gewonnene Fette,

iii) Grieben, d. h. eiweifhaltige feste Bestandteile, die
sich beim Ausschmelzen des Rohfetts nach teilweiser
Trennung von Fett und Wasser absetzen,

iv) Gelatine,

(1) ABL Nr. L 382 vom 31. 12. 1988, S. 3.

v) Fleischmehl, Schwartenpulver, gesalzenes oder
getrocknetes Blut, gesalzenes oder getrocknetes
Blutplasma, ’

vi) gereinigte Migen, Blasen und Dirme, soweit sie
gesalzen oder getrocknet und/oder erhitzt sind;

fertige Fleischgerichte: Fleischerzeugnisse, die gegarten
oder vorgegarten Speisezubereitungen entsprechen und
durch Kalteeinwirkung haltbar gemacht werden;

Fleisch: Fleisch im Sinne von

— Artikel 2 Buchstabe a) der Richtlinie 64/433/
EWG,

— Artikel 2 der Richtlinie 71/118/EWG,
— Artikel 2 der Richtlinie 72/461/EWG,
— Artikel 2 der Richtlinie 72/462/EWG,
— Artikel 2 der Richtlinie 88/657/EWG,

— Artikel 2 Nummern 1 und 2 der Richtlinie 91/
495/EWG;

Ausgangsprodukte: Erzeugnisse tierischen Ursprungs,
die als Grundlage fiir die Gewinnung der unter den
Buchstaben a) und b) genannten Erzeugnisse dienen oder
bei der Zubereitung von Fertiggerichten verwendet wer-
den;

Haltbarmachung: chemisches oder physikalisches Ver-
fahren wie Erhitzen, Riuchern, Salzen, Marinierung,
Pokeln oder Trocknen zur Verlingerung der Haltbarkeit
des Fleisches bzw. der Erzeugnisse tierischen Ursprungs
(auch in Verbindung mit anderen Lebensmitteln) oder
eine Kombination dieser verschiedenen Verfahren;

Erhitzen: die Anwendung trockener oder feuchter
Hitze;

Salzen: die Verwendung von Salz;

Pokeln: das Diffundieren von Salz im gesamten Er-
zeugnis;

Reifung: Haltbarmachung von rohem gesalzenem
Fleisch unter klimatischen Bedingungen, die dazu geeig-
net sind, im Verlauf einer langsamen und schrittweisen
Verringerung des Feuchtigkeitsgehalts das Entstehen
natiirlicher Giarungsprozesse bzw. enzymatischer Pro-
zesse hervorzurufen, die aufgrund damit verbundener
allmihlicher Verinderungen dem Erzeugnis typische
organoleptische Merkmale verleihen und seine Haltbar-
keit und Genuftauglichkeit bei normalen Umgebungs-
temperaturen gewihrleisten;
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k)

1)

Trocknen: Flussigkeitsentzug auf natiirlichem oder
kiinstlichem Weg;

Partie: die Menge Fleischerzeugnisse, die von einem
einzigen begleitenden Handelsdokument oder einer ein-
zigen Genufltauglichkeitsbescheinigung erfaflt wird;

m) Umbhiillung: Mafinahme zum Schutz eines Erzeugnisses

n)

o)

p)

q)

r)

s)

im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 unter Verwendung einer
ersten Hiille oder eines ersten Behiltnisses, die das
Erzeugnis unmittelbar umgeben, sowie diese erste Hiille
oder dieses erste Behiltnis selbst;

Verpackung: Maflnahme zur Aufnahme eines oder
mehrerer Erzeugnisse im Sinne von Artikel 1 Absatz 1,
umhiillt oder nicht umhiillt, in ein Behiltnis sowie dieses
Behiltnis selbst;

luftdicht verschlossenes Behiltnis: Behiltnis, welches
den Inhalt wihrend und nach der Wirmebehandlung
gegen das Eindringen von Mikroorganismen schiitzt und
luftundurchlissig ist;

Betrieb: jedes Unternehmen, das die unter den Buchsta-
ben a), b) und c) genannten Erzeugnisse herstellt;

Umpackzentrum: eine Arbeitsstitte oder ein Lagerhaus
fiir das erneute Umhiillen und/oder das Zusammenstel-
len von Erzeugnissen fiir das Inverkehrbringen;

Inverkehrbringen: das Lagern, Ausstellen oder Anbieten
zum Verkauf, das Verkaufen, Liefern oder jede andere
Form der Abgabe in der Gemeinschaft mit Ausnahme des
Einzelhandels;

zustiandige Behorde: die fiir die Durchfithrung der vete-
rinirrechtlichen Kontrollen zustindige Zentralbehérde
eines Mitgliedstaats oder eine von dieser damit beauf-
tragte Stelle.

Artikel 3

A.

Jeder Mitgliedstaat sorgt unbeschadet der Bedingungen
gemif Artikel 4 dafiir, daf die in den Verkehr gebrach-
ten Fleischerzeugnisse

1. in einem Betrieb hergestellt und gelagert werden,

der

— gemifd Artikel 8 zugelassen und iiberwacht wird
und den Anforderungen dieser Richtlinie, insbe-
sondere Anhang A sowie den Kapiteln I und 11
des Anhangs B, entspricht

— oder — wenn er keine Struktur oder Kapazitit
fir industrielle Produktion besitzt — gemafl
Artikel 9 zugelassen und iiberwacht wird;

2. aus Fleisch im Sinne des Artikels 2 Buchstabe d)
hergestellt werden, und zwar mit folgender Maf3-
gabe:

i) aus einem Drittland eingefiihrtes Fleisch mufl
gemif der Richtlinie 90/675/EWG kontrolliert
worden sein;

ii) gemaf$ Artikel 15 der Richtlinie 71/118/EWG
und Artikel 17 Absatz 2 der Richtlinie 91/
495/EWG eingefiihrtes Fleisch darf nur ver-
wendet werden, wenn

— die aus diesem Fleisch hergestellten Erzeug-
nisse den Anforderungen der vorliegenden
Richtlinie entsprechen,

— diese Erzeugnisse nicht mit der Genufltaug-
lichkeitskennzeichnung gemiff Anhang B
Kapitel VI versehen werden,

— fiir das Inverkehrbringen dieser Erzeugnisse
weiterhin die innerstaatlichen Vorschriften
des Bestimmungsmitgliedstaats gelten.

Fiir die Herstellung von Fleischerzeugnissen darf
Fleisch, das entsprechend den Anforderungen der
Artikel 5 und 6 der Richtlinie 64/433/EWG als fir
den Genuf8 untauglich erklirt wurde, sowie folgen-
des nicht verwendet werden:

a) die Geschlechtsorgane der weiblichen und
mannlichen Tiere, mit Ausnahme der Hoden,

b) die harnproduzierenden und -ableitenden Or-
gane, mit Ausnahme der Nieren,

c) der Knorpel des Kehlkopfs, der Luftrohre und
der extralobulidren Bronchien,

d) die Augen und die Lider,
e) der duflere Gehérgang,
f) das hornartige Gewebe,

g) bei Gefliigel der Kopf — mit Ausnahme des
Kamms und der Ohrlippchen, Kehllappen
und Fleischwarzen —, die Speiserdhre,
der Kropf, die Eingeweide und die Ge-
schlechtsorgane.

Die Liste der vorstehend genannten Erzeugnisse
kann nach dem Verfahren des Artikels 20 erginzt
oder eingeschriankt werden;

aus Fleisch gemif den Bestimmungen des Anhangs B
Kapitel IIl hergestellt werden und — wenn es sich um
pasteurisierte oder sterilisierte Erzeugnisse in luft-
dicht verschlossenen Behiltnissen oder um Fertigge-
richte handelt — den Anforderungen von Anhang B
Kapitel VIII bzw. Kapitel IX entsprechen;

der Eigenkontrolle nach Artikel 7 und einer Kon-
trolle seitens der zustindigen Behorde gemifd
Anhang B Kapitel IV unterzogen werden;

erforderlichenfalls den in Artikel 7 Absatz 2 vorge-
sehenen Anforderungen entsprechen;

in bezug auf eine etwaige Umbhiillung, Verpackung
oder Kennzeichnung, die an Ort und Stelle oder in
den von der zustindigen Behérde eigens zu diesem
Zweck zugelassenen Umpackzentren erfolgt, den
Vorschriften des Anhangs B Kapitel V entspre-
chen. -
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Solange jedoch eine Gemeinschaftsregelung aus-
steht, beziehen sich die fiir die Verkehrsbezeichnung
von Fleischerzeugnissen geltenden Bestimmungen
dieser Richtlinie nicht auf Erzeugnisse mit
Ursprungsbezeichnung und auf typische Erzeug-
nisse;

unter der Verantwortung des Inhabers oder des
Verwalters des Betriecbs — unbeschadet der Kenn-
zeichnungsvorschriften der Richtlinie 80/215/
EWG — mit einem

— nationalen GenufStauglichkeitskennzeichen,
wenn das verwendete Ausgangsprodukt mit dem
genannten Kennzeichen in Verkehr gebracht
wird,

— nach dem Verfahren des Artikels 20 zu bestim-
menden Kennzeichen — unbeschadet etwaiger
nach demselben Verfahren festzulegender Aus-
nahmeregelungen —, wenn das verwendete
Fleisch gemif! den gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften nur auf lokaler Ebene in Verkehr
gebracht werden soll,

— GenufStauglichkeitskennzeichen nach. Anhang B
Kapitel VI in den anderen Fillen

versehen werden, wobei dieses Kennzeichen auf das
Etikett aufzudrucken oder an dem Erzeugnis oder
der Umhiillung anzubringen ist, mit der MafSgabe,
dafl der Druck bzw. Nachdruck der Etikette oder
Kennzeichen von der zustindigen Behérde geneh-
migt werden muf3;

gemifl Anhang B Kapitel VII behandelt, gelagert
und befordert werden; im Fall der Lagerung in einem
Kiihlhaus, das nicht zum Betrieb gehért, muf dieses
gemifl Artikel 10 der Richtlinie 64/433/EWG
zugelassen und iiberwacht sein;

fiir den Versand mit folgenden Dokumenten ver-
sehen sind:

a) bis zum 30. Juni 1993 fiir den innergemein-
schaftlichen Handel mit nicht unter Buch-
stabe b) Ziffer ii) Absatz 2 fallenden Fleischer-
zeugnissen mit der von der zustindigen Behorde
zum Zeitpunkt des Verladens ausgestellten
Genufltauglichkeitsbescheinigung, die nach
Aufmachung und Inhalt dem Muster in
Anhang D entspricht. Sie mufl mindestens in der
bzw. den Amtssprachen des Bestimmungsorts
ausgestellt sein. Sie darf nur aus einem einzigen
Blatt bestehen;

b) ab dem 1. Juli 1993:
i) mit einem Begleitdokument, das

— neben den Angaben im Sinne von
Anhang B Kapitel VI Nummer 4 die
Codenummer zur Feststellung der mit
der Kontrolle des Ursprungsbetriebs
beauftragten zustidndigen Behorde tra-
gen mufl,

" — vom Empfinger mindestens ein Jahr

- lang aufbewahrt werden mufS, damit es -
der zustindigen Behérde auf Verlangen
vorgelegt werden kann; '

— bis zum 31. Dezember 1996 — sofern es
sich um Fleischerzeugnisse im Sinne von
Ziffer i1) Absatz 2 handelt, die nach der
Durchfuhr durch das Hoheitsgebiet
eines Drittlandes fiir die Griechische
Republik bestimmt sind — von der
zustiandigen Behérde der Grenzkontroll-
stelle, bei der die betreffenden Erzeug-
nisse eines der in Anhang I der Richtlinie
90/675/EWG aufgefihrten Gebiete
verlassen, mit einem Sichtvermerk verse-
hen werden mufS, mit dem bescheinigt
wird, daf§ es sich um Fleischerzeugnisse
handelt, die den Anforderungen dieser
Richtlinie entsprechen;

il) mit einer GenufStauglichkeitsbescheinigung
im Sinne von Anhang D bei Erzeugnissen
gemif Artikel 1, die aus Fleisch von Tieren
aus einem Schlachtbetrieb, der in einem
Gebiet liegt, fiir das aus tierseuchenrechtli-
chen Griinden Beschrankungen gelten, oder
aus Fleisch gemif§ Artikel 6 der Richtlinie
64/433/EWG gewonnen wurden, oder bei
Erzeugnissen, die in verplombten Trans-
portmitteln durch ein Drittland in einen
anderen Mitgliedstaat beférdert werden sol-
len.

Diese Verpflichtung gilt nicht fiir Fleischer-
zeugnisse in luftdicht verschlossenen Behalt-
nisse, auf die das in Anhang B Kapitel VIII
Buchstabe B erster Gedankenstrich ge-
nannte Verfahren angewandt wurde, wenn
die Genufltauglichkeitskennzeichnung ge-
miafS den Vorschriften, die nach dem Ver-
fahren des Artikels 20 festzulegen sind,
dauerhaft angebracht ist.

Die Durchfithrungsvorschriften zu Ziffer ii),
insbesondere zur Zuteilung der Codenummern
und zur Erstellung einer oder mehrerer Listen
fiir die Feststellung der zustindigen Behorde,
werden nach dem Verfahren des Artikels 20
erlassen.

/

B. Solange eine etwaige Gemeinschaftsregelung tber die
Ionisation aussteht, diirfen Fleischerzeugnisse keinen
ionisierenden Strahlen ausgesetzt worden sein.

Diese Bestimmung beriihrt nicht die fiir die Ionisation zu

medizinischen Zwecken geltenden einzelstaatlichen
Vorschriften.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, daf§ zusitzlich zu den
allgemeinen Anforderungen gemaf$ Artikel 3
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1. die Fleischerzeugnisse folgenden Bedingungen entspre-
" chen:

a) Sie sind bei ihrer Herstellung erhitzt, gepokelt,
mariniert oder getrocknet worden; diese Verfahren
diirfen in Verbindung mit Riuchern oder Reifen,
gegebenenfalls unter besonderen mikroklimatischén
Bedingungen, und insbesondere unter Verwendung
von bestimmten Pékelstoffen unter Beachtung des
Artikels 16 Absatz 2 durchgefihrt werden. Zur
"Herstellung diirfen auch andere Lebensmittel sowie
Gewiirze verwendet werden;

b) sie sind gegebenenfalls aus einem Fleischerzeugnis
oder einer Fleischzubereitung gewonnen worden;

2. bis zum Auslaufen der in den Richtlinien 71/118/EWG -

und 91/498/EWG vorgesehenen Ausnahmeregelungen
die Raumlichkeiten, das Werkzeug und das Material zur
Herstellung von Fleischerzeugnissen aus Fleisch oder
unter Verwendung von Fleisch, das mit dem EWG-
Genuf$tauglichkeitskennzeichen versehen ist, nur nach
Genehmigung durch die zustindige Behérde und nur
dann fiir die Herstellung von Fleischerzeugnissen aus
Fleisch oder unter Verwendung von Fleisch, das nicht
mit dem genannten Kennzeichen versehen ist, benutzt
werden konnen, wenn die genannte Behorde sich verge-
wissert hat, daf$ alle Vorsichtsmaflregeln getroffen wor-
den sind, um eine Verwechslung der Fleischerzeugnisse
zu vermeiden;

3. Fleischerzeugnisse im Sinne von Artikel 3 Nummer 7
erster und zweiter Gedankenstrich nicht in das Hoheits-
gebiet eines anderen Mitgliedstaats befoérdert werden
konnen und ihr Inverkehrbringen auf nationaler oder
lokaler Ebene streng kontrolliert wird.

Artikel §

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter
Mehrheit die Genuf8tauglichkeits- und Hygienevorschriften
fest, denen andere Fertiggerichte als die Fleisch-Fertigge-
richte geniigen missen, die auf der Grundlage von nicht unter
diese Richtlinie fallenden Ausgangsstoffen tierischen Ur-
sprungs hergestellt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt sorgen
die Mitgliedstaaten dafiir, daf8 die betreffenden Fertig-
gerichte, soweit sie in einem Betrieb gemif Artikel 2 Buch-
stabe p) hergestellt werden, den in Anhang A Kapitel II
vorgesehenen Hygienevorschriften geniigen; sie sorgen fer-
ner dafiir, dafl diese Fertiggerichte den besonderen Anforde-
rungen des Anhangs B Kapitel IX entsprechen und gemifd
Artikel 7 kontrolliert werden.

Artikel 6

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, daff die
anderen Erzeugnisse tierischen Ursprungs

— in Betrieben gewonnen werden, die den Anforderungen
des Artikels 7 geniigen und gemif$ Artikel 11 zugelassen
und registriert sind und die den Normen des Anhangs A
entsprechen sowie gemif$ Artikel 8 iiberpriift werden,

Nr. L 57/7

— nach den in Anhang C vorgesehenen besonderen Bedin-
gungen hergestellt werden,

— den in Anhang B Kapitel IV vorgesehenen Uberpriifun-
gen unterzogen werden,

— von dem Dokument nach Artikel 3 Nummer 9 Buch-
stabe b) Ziffer i) begleitet werden, in dem der Ursprung
der genannten Erzeugnisse angegeben wird.

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 20 werden die
besonderen gesundheitlichen Bestimmungen vor dem 31. De-
zember 1992 fiir die Herstellung von fiir den menschlichen
Verzehr bestimmter Gelatine erlassen.

Nach demselben Verfahren kénnen die zusitzlichen Bestim-
mungen fiir die Gbrigen Erzeugnisse tierischen Ursprungs
festgelegt werden, damit der Schutz der 6ffentlichen Gesund-
heit gewihrleistet ist.

Artikel 7

(1)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, daff der Inhaber
oder Geschaftsfithrer des Betriebs oder der Umpackzentren
alle erforderlichen Mafinahmen trifft, damit die Vorschriften
dieser Richtlinie auf allen Stufen der Herstellung und des
Umpackens der Erzeugnisse eingehalten werden.

Die genannten verantwortlichen Personen miissen zu diesem
Zweck stindige Eigenkontrollen durchfiihren, fir die die
folgenden Grundsitze gelten:

— Ermittlung der je nach dem angewendeten Verfahren zu
bestimmenden kritischen Punkte in ihrem Betrieb;

— Festlegung und Durchfithrung von Uberwachungs- und
Kontrollverfahren fiir diese kritischen Punkte;

— Entnahme von Proben, die durch ein von der zustindigen
Behorde zugelassenes Labor analysiert werden; damit
sollen die Reinigungs- und Desinfektionsmethoden kon-
trolliert sowie die Einhaltung der in dieser Richtlinie
festgelegten Normen tberpriift werden;

— Aufbewahrung schriftlicher oder unléschbar registrierter
Aufzeichnungen der gemiaf den vorstehenden Gedanken-
strichen verlangten Angaben zum Zweck ihrer Vorlage
bei der zustindigen Behérde. Insbesondere sind die
Ergebnisse der einzelnen Kontrollen und Untersuchun-
gen wihrend eines Zeitraums von mindestens zwei
Jahren aufzubewahren, aufer fiir die in Absatz 2 genann-
ten Erzeugnisse, bei denen diese Frist auf sechs Monate
nach dem Mindesthaltbarkeitsdatum des Erzeugnisses
verkiirzt werden kann;

— Garantien fiir das Vorgehen bei der GenufStauglichkeits-
kennzeichnung, insbesondere Etiketten mit dem Genuf3-
tauglichkeitskennzeichen;

— Unterrichtung der zustindigen Behorde, wenn sich bei
der Laboranalyse oder anhand anderer ihnen vorliegen-
der Erkenntnisse herausstellt, daf$ eine ernste Gefahr fiir
die Gesundheit besteht;-

— bei einer unmittelbar drohenden Gefahr fiir die mensch-
liche Gesundheit Riicknahme der unter technisch ver-
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gleichbaren Umstinden hergestellten und méglicher-
weise mit demselben Risiko verbundenen Menge an
Erzeugnissen vom Markt. Diese vom Markt genommene
Menge hat so lange unter Aufsicht und Uberwachung der
zustindigen Behérde zu verbleiben, bis sie unschidlich
beseitigt oder fiir andere Zwecke als zum Verzehr durch
den Menschen verwendet wird oder nach Genehmigung
der zustindigen Behérde so aufbereitet wird, daf$ ihre
Unbedenklichkeit gewihrleistet ist;

— Festlegung der Anforderungen des ersten und zweiten
Gedankenstrichs in Zusammenarbeit mit der zustindigen
Behorde, die deren Einhaltung regelmifig kontrollieren
mufS.

(2)  BeiFleischerzeugnissen, die nicht bei Umgebungstem-
peratur aufbewahrt werden kénnen, muf§ der Inhaber oder
Geschiftsfithrer des Betriebes oder des Umpackzentrums
zum Zweck der Uberwachung auf der Umbhiillung des
Erzeugnisses sichtbar und leserlich die Temperatur, bei der
das Erzeugnis befordert und gelagert werden mufi, sowie das
Mindesthaltbarkeitsdatum oder, bei mikrobiologisch ver-
derblichen Erzeugnissen, das Verfallsdatum, angeben.

(3) Der Inhaber oder Geschiftsfithrer des Betriebs mufS
ein Schulungsprogramm fiir das Personal erstellen bzw.
durchfiihren, mit dem dieses befahigt wird, den der Erzeu-
gungsstruktur angepaflten Bedingungen fiir eine hygienische
Produktion zu entsprechen, es sei denn, das betreffende
Personal verfiigt bereits iiber eine ausreichende, durch ein
Diplom belegte Qualifikation. Dieses Schulungsprogramm
kann spezifischen Charakter fiir die Betriebe im Sinne von
Artikel 9 haben.

Die fiir den zugelassenen Betrieb zustﬁ/ndige Behérde muf an
der Gestaltung und Durchfithrung des Programms beteiligt
werden.

Artikel 8

(1)  Jeder Mitgliedstaat stellt ein Verzeichnis der nicht in
Artikel 11 bezeichneten Betriebe auf, die er zugelassen und
denen er eine Kontrollnummer erteilt hat. Dieses Verzeichnis
wird den ibrigen Mitgliedstaaten und der Kommission
ibermittelt.

Eine einheitliche Zulassungsnummer kann folgenden Betrie-
ben bzw. Umpackzentren erteilt werden:

i) einem Betrieb bzw. einem Umpa;:kzentrum, in dem
Erzeugnisse behandelt bzw. umgepackt werden, die aus
Ausgangsprodukten oder unter Verwendung von Aus-
gangsprodukten gewonnen worden sind, welche unter
mehrere in Artikel 2 Buchstabe d) genannte Richtlinien
fallen;

ii) einem Bétrieb, der sich auf demselben Gelinde befindet
wie ein zugelassener Betrieb im Sinne einer der in Arti-
kel 2 Buchstabe d) genannten Richtlinien.

Die zustindige Behorde 14ft einen Betrieb nur zu, wenn sie
sich vergewissert hat, daf diese Richtlinie in bezug auf die
Art der Titigkeiten in diesem Betrieb eingehalten wird. Ist

jedoch ein gemifs dieser Richtlinie zuzulassender Betrieb an

einem gemif der Richtlinie 64/433/EWG, der Richtlinie
71/118/EWG, der Richtlinie 91/493/EWG oder der Richt-
linie 91/495/EWG zugelassenen Betrieb angeschlossen,
diirfen die vorgesehenen Riaumlichkeiten, Anlagen und Ein-
richtungen fiir das Personal sowie ganz allgemein alle
Riume, in denen keine Kontaminationsgefahr fiir die Aus-
gangsprodukte oder die nicht umhiillten Erzeugnisse besteht,
von diesen Betrieben gemeinsam genutzt werden.

Stellt die zustindige Behérde einen eindeutigen VerstofS
gegen die in dieser Richtlinie vorgesehenen Hygienevor-
schriften.oder die Behinderung einer angemessenen Untersu-
chung auf Genufitauglichkeit fest,

i) so ist sie berechtigt, in den Gebrauch von Anlagen und
die Benutzung der Riaumlichkeiten einzugreifen und alle
erforderlichen Maflnahmen zu treffen, was bis zur
Verlangsamung des Produktionsrhythmus oder zur vor-
tibergehenden Unterbrechung des Produktionsprozesses
gehen kann.

ii) Erweisen sich diese MafSnahmen oder die Abhilfemaf3-
nahmen nach Artikel 7 Absatz 1 vorletzter Gedanken-
strich als unzureichend, so setzt sie die Zulassung —
gegebenenfalls fiir die betroffene Produktionsart —
voriibergehend aus.

Werden die festgestellten Mingel von dem Inhaber oder
Geschiftsfithrer des Betriebs nicht in der von der zustindigen
Behorde festgesetzten Frist behoben, so entzieht diese die
Zulassung.

Die betreffende zustiandige Behorde muff insbesondere den
Ergebnissen einer etwaigen Uberprifung nach Artikel 12
Rechnung tragen.

Die iibrigen Mitgliedstaaten und die Kommission werden
von der Aussetzung oder dem Entzug der Zulassung unter-
richtet. :

(2)  Die Uberpriifung und Uberwachung der Betriebe wird
durch die zustindige Behérde durchgefiihrt.

Der Betrieb hat unter stindiger Kontrolle der zustindigen
Behorde zu verbleiben, wobei die Notwendigkeit einer
stindigen oder zeitweiligen Anwesenheit der zustindigen
Behorde in einem bestimmten Betrieb von dessen Grofie, der
Art des hergestellten Erzeugnisses, dem System der Risiko-
bewertung und den gemiafl Artikel 7 Absatz 1 zweiter
Unterabsatz fiinfter und letzter Gedankenstrich gebotenen
Garantien abhingt.

Die zustindige Behdérde muf jederzeit freien Zugang zu
samtlichen Teilen des Betriebes haben, um sich zu vergewis-
sern, dafl die Bestimmungen dieser Richtlinie eingehalten
werden; bei Zweifeln in bezug auf die Herkunft des Fleisches
sind ihr auch die Buchungsunterlagen offenzulegen, anhand
deren sie den Herkunftsschlachtbetrieb bzw. den Herkunfts-
betrieb des Ausgangsprodukts feststellen kann.

Die zustiandige Behérde muf in regelmifligen Abstianden die
Ergebnisse der Kontrollen nach Artikel 7 Absatz 1 analysie-
ren. Je nach dem Ergebnis dieser Analysen kann sie ergén-
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zende Priffungen auf allen Produktionsstufen oder an den
Erzeugnissen vornehmen.

Die Art dieser Kontrollen, ihre Haufigkeit sowie die Metho-
den fiir die Probenahme und die mikrobiologischen Priifun-
gen werden nach dem Verfahren des Artikels 20 festge-
legt.

Das Ergebnis dieser Analysen wird in einem Bericht nieder-
gelegt, dessen Schlufffolgerungen und Empfehlungen dem
Inhaber bzw. Geschiftsfithrer des Betriebs zur Kenntnis
gebracht werden, der dafiir Sorge trigt, daf festgéstelite
Mingel im Hinblick auf die Verbesserung der Hygienebedin-
gungen behoben werden. '

(3)  Bei wiederholten Versto8en ist die Kontrolle zu
verstirken, und gegebenenfalls miissen die Etiketten, Plom-
ben u. a. mit dem GenufStauglichkeitskennzeichen beschlag-
nahmt werden.

(4) Die Durchfiihrungsvorschriften zu diesem Artikel
werden nach dem Verfahren des Artikels 20 festgelegt.

Artikel 9

(1)  Die Mitgliedstaaten konnen Betrieben, die Fleischer-

zeugnisse herstellen und weder industriell strukturiert sind
noch eine industrielle Produktionskapazitit erreichen, Aus-
nahmen von den Anforderungen in Anhang B Kapitel I und
Anhang A Kapitel | Nummer 2 Buchstabe g) (in bezug auf die
Hihne) und Nummer 11 (Schrianke statt Umkleideriume)
gewihren.

Im ibrigen kénnen Ausnahmen in bezug auf Anhang A
Kapitel I betreffend die Riume fiir die Lagerung der Aus-
gangsstoffe und der Endprodukte gewihrt werden. In diesem
Fall muf8 der Betrieb jedoch mindestens verfiigen iiber

i) einen Raum oder eine Vorrichtung, gegebenenfalls
gekiihle, fiir die Lagerung der Ausgangsstoffe, sofern eine
derartige Lagerung erfolgt;

ii) einen Raum oder eine Vorrichtung, gegebenenfalls
gekiihlt, fir die Lagerung der Endprodukte, sofern eine
derartige Lagerung erfolgt.

(2) Die Mitgliedstaaten kénnen die Gewahrung der in
Absatz 1 vorgesehenen Ausnahmeregelung auf die Betriebe
ausdehnen, die genannt sind.

— in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 64/433/EWG, sofern
die Anforderungen nach Artikel 13 Absatz 1 Unterab-
satz 2 dieser Richtlinie erfallt sind,

— in Artikel 4 Absatz 2 und in Artikel 13 Absatz 1
Unterabsatz 2 der Richtlinie 64/433/EWG,

soweit diese Betriebe Fleischerzeugnisse herstellen, wobei die
Behandlung der Erzeugnisse in diesen Betrieben die ibrigen
Anforderungen dieser Richtlinie erfiillen muf.

(3) . Die Bestimmungen des Anhangs B Kapitel VII gelten
weder fiir die Lagerung in den unter Absatz 1 genannten

Betrieben noch fiir die Beférderung von anderen als den in
Artikel 7 Absatz 2 aufgefithrten Erzeugnissen.

(4) . Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission vor dem
1. Oktober 1992 die Kriterien mit, die sie heranziehen, um
festzustellen, ob ein Betrieb oder eine Betriebskategorie unter
den vorliegenden Artikel fillt.

Wenn die Kommission nach Priifung dieser Kriterien oder im
Anschluf an die gemif$ Artikel 12 durchgefiihrten Kontrol-
len der Auffassung ist, daf} die herangezogenen Kriterien die
einheitliche Anwendung dieser Richtlinie gefihrden kénn-
ten, so diirfen diese Kriterien erstmals vor dem 1. Januar
1993 nach dem Verfahren des Artikels 20 geindert oder
vervollstindigt werden. Nach demselben Verfahren werden
ferner die Bedingungen festgelegt, unter denen die zustandi-
gen Behorden des Mitgliedstaats diese Betriebe neu ein-
stufen.

(5) Anhand der von der Kommission gemiff Absatz 4
Unterabsatz 1 eingeholten Informationen werden vor dem

1. Januar 1993 nach dem Verfahren des Artikels 20 einheit-,

liche Kriterien fiir die Anwendung dieses Artikels festge-
legt. ~

Artikel 10

Die Betriebe, die derzeit iiber eine einzelstaatliche Zulassung
verfiigen, miissen vor dem 1. Oktober 1992 bei der zustin-
digen Behorde einen Antrag einreichen, um entweder nach
Artikel 8 oder nach Artikel 9 eingestuft zu werden.

Solange die zustindige Behdrde des Mitgliedstaats keinen
- Beschluf§ gefafit hat, spatestens aber bis zum 1. Januar 1996,

miissen die Erzeugnisse, die aus einem nichteingestuften
Betrieb stammen, weiterhin mit dem nationalen GenufStaug-
lichkeitskennzeichen versehen sein.

Fiir die in Artikel 8 genannten Betriebe kann auf einen
angemessen begriindeten Antrag eines Mitgliedstaats hin
eine zusitzliche Frist, die am 1. Januar 1996 auslduft, nach
dem Verfahren des Artikels 20 in bezug auf die Erfiillung der
Anforderungen nach Anhang B Kapitel I Nummer 1 Buch-
stabe a) eingerdumt werden. Die aus einem solchen Betrieb
stammenden Erzeugnisse miissen mit dem nationalen
Genufltauglichkeitskennzeichen versehen sein.

Artikel 11

(1)  Erfolgt die Herstellung nicht in einem gemifS Artikel 8
zugelassenen Betrieb, so lassen die Mitgliedstaaten abwei-
chend von Artikel 8 simtliche Betriebe zu, die andere
Erzeugnisse tierischen Ursprungs im Sinne des Artikels 2
Buchstabe b) herstellen, und fithren Register iiber diese
Betriebe, indem sie jedem dieser Betriebe zu Uberwachungs-
zwecken und i Hinblick auf die Ermittlung des Ursprungs-

betriebs der Erzeugnisse eine eigene amtliche Nummer

zuweisen.

Erfolgt die Herstellung jedoch in einem an einen Schlacht-
betrieb angrenzenden Raum, so ist die Zulassung bei Erfil-

lung der Anforderungen dieser Richtlinie auf diesen Raum -

auszudehnen.
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(2)  Uberpriifung und Uberwachung der Betriebe sind von
der zustindigen Behoérde durchzufiihren; diese hat jederzeit
freien Zugang zu simtlichen Betriebsbereichen, um sich
vergewissern zu konnen, daff die Anforderungen dieser
Richtlinie erfiillt sind.

(3)  Stellt sich bei einer solchen Uberpriifung heraus, daf}
die Bestimmungen dieser Richtlinie nicht eingehalten wer-
den, so trifft die zustandige Behorde geeignete Maflnahmen,
gegebenenfalls bis hin zu den Mafinahmen im Sinne des
Artikels 8 Absatz 1 Unterabsitze 3 und 4.

(4) Fir Analyse- und Untersuchungszwecke sind er-
probte, wissenschaftlich anerkannte Verfahren anzuwen-
den, wie sie insbesondere in gemeinschaftlichen Vorschriften
oder anderen internationalen Normen festgelegt sind.

Die Kommission legt nach dem Verfahren des Artikels 20
Referenzmethoden fest.

Artikel 12

(1)  Sachverstindige der Kommission kénnen, soweit dies
fiir die einheitliche Anwendung der vorliegenden Richtlinie
erforderlich ist, in Zusammenarbeit mit den zustindigen
Behérden Kontrollen an Ort und Stelle durchfiihren. Hierzu
kénnen sie durch die Kontrolle einer reprisentativen Zahl
von Betrieben nachpriifen, ob die zustindigen Behérden die
Einhaltung der Vorschriften dieser Richtlinie durch die
zugelassenen Betriebe kontrollieren. Die Kommission unter-
richtet die Mitgliedstaaten tiber das Ergebnis der durchge-
fithrten Kontrollen. ' :

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet eine Kontrolle
vorgenommen wird, gewihrt den Sachverstindigen bei der
Erfiillung ihrer Aufgabe die erforderliche Unterstiitzung.

Die allgemeinen Durchfiihrungsvorschriften zu diesem Arti-
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 20 festgelegt.

(2) - Der Rat iiberpriift diesen Artikel vor dem 1. Januar
1995 anhand eines Berichts der Kommission, dem etwaige
Vorschlage beigefiigt sind.

Artikel 13

(1)  Abweichend von Artikel 3 kann nach dem Verfahren
des Artikels 20 beschlossen werden, dafs einige Bestimmun-
gen dieser Richtlinie auf Fleischerzeugnisse, die andere
Lebensmittel enthalten und in denen Fleisch, Fleischerzeug-

nisse oder Fleischzubereitungen nur einen geringfiigigen

Anteil ausmachen, keine Anwendung finden.

Diese Ausnahmen diirfen nur folgendes betreffen:

a) diein Anhang A Kapitel I und in Anhang B Kapitel I

vorgesehenen Bedingungen fiir die Zulassung der
Betriebe; '

b) die in Anhang B Kapitel IV vorgesehenen Uberwa-
chungsbedingungen;
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c) das Erfordernis einer Genuftauglichkeitskennzeichnung
gemif§ Anhang B Kapitel VI und — bis zum 1. Juli 1993
— einer GenufStauglichkeitsbescheinigung gemif§ An-
hang D.

Fiir die Erteilung der Ausnahmegenehmigungen im Sinne
dieses Artikels wird sowohl die Art als auch die Zusammen-
setzung des Erzeugnisses beriicksichtigt.

Die Mitgliedstaaten tragen unbeschadet dieses Artikels dafiir
Sorge, daff alle in Verkehr gebrachten Fleischerzeugnisse
einwandfreie Erzeugnisse sind, die aus Fleisch, aus Fleisch-
erzeugnissen oder aus Erzeugnissen im Sinne der Richtlinie
88/657/EWG hergestellt worden sind.

(2)  Biszum Erlaf} eines Beschlusses gemaf Absatz 1 bleibt
die Richtlinie 83/201/EWG anwendbar.

Artikel 14

Die Vorschriften der Richtlinie 89/662/EWG des Rates zur
Regelung der veterinirrechtlichen Kontrollen im innerge-
meinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen
Binnenmarkt gelten insbesondere fiir die Abwicklung der
Kontrollen durch die Behorden des Bestimmungsmitglied-
staats, die Folgemaflnahmen sowie die zu treffenden Schutz-
mafSnahmen.

Artikel 15

Die Kommission kann, wenn sie dies als erforderlich erach-
tet, nach Einholung der Stellungnahmen der Mitgliedstaaten
im Stindigen Veterinarausschuff Empfehlungen mit Leit-
linien fiirr angemessene Herstellungsmethoden auf den ver-
schiedenen Produktions- und Vermarktungsstufen fiir die in
Artikel 1 genannten Erzeugnisse abgeben.

Artikel 16

(1)  Bis zur Festlegung einer gemeinschaftlichen tierseu-
chenrechtlichen Regelung fiir das Inverkehrbringen von
Wildfleisch gelten unter Einhaltung der allgemeinen Be-
stimmungen des Vertrages weiterhin die einzelstaatlichen
Vorschriften fiir die Verwendung von Wildfleisch in den in
dieser Richtlinie genannten Betrieben sowie fiir das Inver-
kehrbringen von Wildfleisch enthaltenden Fleischerzeugnis-
sen.

(2) Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem im Rahmen der
Gemeinschaftsvorschriften iiber Zusatzstoffe das Verzeich-
nis der Lebensmittel aufgestellt wird, denen die zur Verwen-
dung zugelassenen Zusatzstoffe beigegeben werden diirfen,
und bis zur Festlegung der Bedingungen dafiir sowie gege-
benenfalls einer Einschrinkung in bezug auf den technologi-
schen Zweck ihrer Verwendung gelten weiterhin die zum
Zeitpunkt des Beginns der Anwendung- der Richtlinie
88/658/EWG bestehenden einzelstaatlichen Regelungen
sowie die zweiseitigen Vereinbarungen iiber die Beschrin-

~ kung der Verwendung von Zusatzstoffen in den unter diese

Richtlinie fallenden Erzeugnissen, sofern sie mit dén allge-
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meinen Bestimmungen des Vertrages vereinbar sind und
soweit sie unterschiedslos auf die einheimische Erzeugung
sowie auf den Handelsverkehr angewendet werden.

Bis zur Erstellung dieses Verzeichnisses bleiben die einzel-
staatlichen Regelungen sowie die zweiseitigen Vereinbarun-
gen iiber die Verwendung von Zusatzstoffen fiir die unter die
vorliegende Richtlinie fallenden Erzeugnisse in Kraft, sofern
sie mit den allgemeinen Bestimmungen des Vertrages verein-
bar sind und sofern die geltende Gemeinschaftsregelung fiir
Zusatzstoffe eingehalten wird.

Artikel 17

Nach dem Verfahren des Artikels 20 kann folgendes festge-
legt werden:

— die besonderen Zulassungsbedingungen fiir Betriebe in
Groffmirkten und fiir Umpackzentren,

— die Kennzeichnungsvorschriften fir die aus einem
Umpackzentrum stammenden Erzeugnisse sowie die
Kontrolimodalititen, die es ermoglichen, die Ausgangs-
stoffe bis zu ihrem Herkunftsbetrieb zuriickzuverfol-
gen;

— auf Ersuchen eines Mitgliedstaats oder auf Betreiben der
Kommission — die einschligigen Anforderungen dieser
Richtlinie fiir Erzeugnisse, die in einem Mitgliedstaat
zum Inverkehrbringen zugelassen sind und deren Zusam-
mensetzung oder Aufmachung je nach Mitgliedstaat
unterschiedliche Auslegungen erlauben konnte;

— die Methoden zur Kontrolle der Undurchlissigkeit der in
Anhang B Kapitel VIII Nummer 1 Buchstabe f) genann-
ten Behiltnisse;

— mikrobiologische Normen einschlieflich Priifplanen und
Analysemethoden fiir die in Artikel 7 Absatz 2 genannten
Erzeugnisse.

Artikel 18

(1)  Unbeschadet der spezifischen Vorschriften dieser
Richtlinie fiihrt die zustindige Behorde bei Verdacht auf
Versto8 gegen die Vorschriften dieser Richtlinie oder bei
Zweifeln an der Genufltauglichkeit der in Artikel 1 genann-
ten Erzeugnisse alle ihre sachdienlich erscheinenden Kontrol-
len durch.

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die geeigneten verwal-
tungs- oder strafrechtlichen Mafinahmen, um jeden Verstof§
gegen diese Richtlinie zu ahnden, insbesondere wenn fest-
gestellt wird, daff die ausgestellten Bescheinigungen oder
Dokumente dem tatsichlichen Zustand der in Artikel 1
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genannten Erzeugnisse nicht entsprechen, daff die Kenn-
zeichnung der betreffenden Erzeugnisse nicht dieser Rege-
lung entspricht, dafl diese Erzeugnisse nicht den in dieser
Regelung vorgesehenen Kontrollen unterzogen wurden oder
daf3 die Erzeugnisse nicht dem urspriinglich vorgesehenen
Verwendungszweck zugefiithrt worden sind.

Artikel 19

Die Anhinge zu dieser Richtlinie werden insbesondere im
Hinblick auf ihre Anpassung an die technische Entwicklung
vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter
Mehrheit geindert.

Artikel 20

(1)  Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfahren
Bezug genommen, so befaflt der Vorsitzende des Standigen
Veterinirausschusses diesen unverziiglich von sich aus oder
auf Antrag eines Mitgliedstaats.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen
Entwurf der zu ergreifenden Mafinahmen. Der Ausschuff
nimmt zu diesen Maffnahmen binnen einer Frist Stellung, die
der Vorsitzende je nach Dringlichkeit der zu priifenden Frage
festlegt. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit von
54 Stimmen zustande, wobei die Stimmen der Mitglied-
staaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewogen
werden. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil.

(3) Die Kommission erlifit die Mafinahmen und wendet
sie sofort an, wenn sie der Stellungnahme des Ausschusses
entsprechen. Entsprechen sie der Stellungnahme des Aus-
schusses nicht oder ist keine Stellungnahme ergangen, so
schlagt die Kommission dem Rat alsbald die zu treffenden
Mafinahmen vor. Der Rat erlifit die Mafinahmen mit
qualifizierter Mehrheit.

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten nach
Unterbreitung des Vorschlags keine Maflnahmen erlassen,
so trifft die Kommission die vorgeschlagenen Maffnahmen
und wendet sie sofort an, es sei denn, der Rat hat sich mit
einfacher Mehrheit gegen die genannten Mafinahmen ausge-
sprochen.

Artikel 21

Der Rat fafit nach dem Verfahren des Artikels 43 des
Vertrages vor dem 1. Januar 1993 einen Beschluf iiber die
Verarbeitung von Stirke bzw. tierischem oder pflanzlichem
Eiweiff in Fleischerzeugnissen sowie iiber die in technolo-
gischer Hinsicht zu genehmigenden hochstzuldssigen An-
teile.*
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. ANHANG A

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
KAPITEL I

Allgemeine Vorschriften fiirr die Zulassung der Betriebe

Die Betriebe miissen mindestens iiber folgendes verfigen:

1.

ausreichend groflé Arbeitsbereiche, die die Durchfithrung der einzelnen Arbeitsginge unter hygienisch
einwandfreien Bedingungen erméglichen. Diese Arbeitsbereiche sind so konzipiert und angeordnet, daff
jegliche Verunreinigung der Ausgangsprodukte und der Erzeugnisse gemif dieser Richtlinie ausgeschlossen
wird; *

in den Bereichen, in denen die Ausgangsprodukte behandelt, zubereitet und verarbeitet und die Erzeugnisse
gemif$ dieser Richtlinie hergestellt werden:

a) Fuflbéden aus wasserundurchlissigem, festem, leicht zu reinigendem und zu desinfizierendem Material,
die ein leichtes Ablaufen des Wassers erméglichen und iiber ein Abfluffsystem verfiigen;

b) Winde mit glatter, leicht zu reinigender, fester und wasserundurchlissiger Oberflache, die bis zu einer
Héhe von mindestens zwei Metern, in Kiihlraumen und Kiihlhiusern mindestens bis in Lagerungshéhe,
mit einem hellen, abwaschfesten Belag oder Anstrich versehen sind;

c) eine leicht zu reinigende Decke;

d) Tiiren aus unverinderlichem, leicht zu reinigendem Material;

) ausreichende Beliiftung sowie gegebenenfalls zufriedenstellende Entnebelung;
\ :

f) ausreichende natiirliche oder kiinstliche Beleuchtung;

g) eine ausreichende Anzahl von Vorrichtungen mit fliefendem kalten und heiflen bzw. auf eine

entsprechende Temperatur vorgemischtem Wasser zur Reinigung und Desinfektion der Hinde. In den
Arbeitsriumen und den Toiletten diirfen die Hihne nicht von Hand zu betitigen sein. Es miissen
Reinigungs- und Desinfektionsmittel sowie hygienische Mittel zum Hindetrocknen vorhanden sein;

h) Reinigungs- und Desinfektionsmittel sowie Vorrichtungen zur Reinigung der Arbeitsgerite, der
Ausriistung und der Anlagen;

die Rdume fiir die Lagerung der Ausgangsprodukte und der Erzeugnisse gemif dieser Richtlinie unterliegen
denselben Bedingungen wie unter Nummer 2 aufler '

— Riume fiir die Kiihllagerung, in denen Fuflbéden aus leicht zu reinigendem und zu desinfizierendem
Material, die so verlegt sind, dal Wasser ohne weiteres abfliefen kann, ausreichend sind, und

— Raiume fiir die Gefrierlagerung, in denefi Fubéden aus wasserdichtem, nicht verrottendem, leicht zu
reinigendem Material ausreichend sind;

in diesem Fall muf8 eine Anlage mit ausreichender Kiihlleistung zur Verfiigung stehen, die gewahrleistet,
dafl die Ausgangsprodukte und Erzeugnisse gemifl dieser Richtlinie bei den in dieser’ Richtlinie
vorgeschriebenen Temperaturen gelagert werden.

Die Verwendung von Holzwinden in den Riumen gemifl dem zweiten Gedankenstrich, die vor dem
1. Januar 1983 erbaut wurden, begriindet keinen Entzug der Zulassung.

Das Fassungsvermdgen der Lagerriume muf ausreichen, um die Lagerung der verwendeten Ausgangspro-
dukte und der Erzeugnisse gemiaf dieser Richtlinie zu gewahrleisten;

Vorrichtungen fiir die hygienische Beférderung und den Schutz von nicht verpackten oder umhiliten
Ausgangsprodukten und Fertigerzeugnissen beim Verladen und Entladen;

geeignete Vorrichtungen zum Schutz gegen Ungeziefer (Insekten, Nagetiere usw.);

Vorrichtungen und Arbeitsgerite wie Schneidetische, Behiltnisse, Forderbinder, Sigen und Messer, welche
unmittelbar mit den Ausgangsdprodukten und Erzeugnissen in Beriihrung kommen sollen, aus korrosions-
festem, leicht zu reinigendem und zu desinfizierendem Material;
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

besondere wasserdichte, korrosionsfeste Behiltnisse mit Deckeln und Verschliissen, die so beschaffen sein
miissen, dafd eine unbefugte Entnahme des Inhalts verhindert wird, fiir die Aufnahme von nicht zum Verzehr
bestimmten Ausgangsprodukten und Erzeugnissen oder ein dafiir bestimmter abschlieSbarer Raum, wenn
dies aufgrund der anfallenden Mengen erforderlich ist oder solche Stoffe bzw. Erzeugnisse nicht am Ende
jeder Arbeitsphase entfernt oder unschiadlich beseitigt werden. Werden diese Ausgangsprodukte oder
Erzeugnisse iiber Rohrleitungen abgefiihrt, so miissen diese so gebaut und installiert sein, daf jede Gefahr der
Kontamination der anderen Ausgangsprodukte und Erzeugnisse ausgeschlossen ist;

geeignete Vorrichtungen zur Reinigung und Desinfektion des Materials und der Gerite;
ein den Hygieneanforderungen entsprechendes Abwasserabfluf$system;

eine Anlage, die ausschliefflich Trinkwasser gemifd der Richtlinie 80/778/EWG des Rates vom 15. Juli 1980
uber die Qualitat von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch (?) liefert. Zur Erzeugung von Dampf, zur
Brandbekampfung und zur Kiithlung ist jedoch ausnahmsweise Wasser ohne Trinkwassereigenschaften
zulissig, wenn die dafiir gelegten Leitungen eine anderweitige Verwendung des Wassers nicht zulassen und
eine unmittelbare oder mittelbare Kontamination des Erzeugnisses ausschliefen. Die Leitungen fiir Wasser,
das Trinkwassereigenschaften nicht besitzt, miissen sich von den Trinkwasserleitungen deutlich unter-
scheiden;

eine ausreichende Anzahl von Umkleiderizumen mit glatten, wasserundurchlissigen, abwaschbaren Winden
und Béden, Waschbecken sowie Toiletten mit Wasserspiilung. Letztere diirfen keinen direkten Zugang zu
den Arbeitsriumen haben. Die Waschbecken miissen mit Mitteln zur Reinigung der Hinde und mit
hygienischen Mitteln zum Hindetrocknen ausgestattet sein; die Wasserhahne diirfen nicht von Hand zu
bedienen sein;

einen ausreichend ausgestatteten verschliefbaren Raum, der nur dem tierarztlichen Dienst zur Verfiigung
steht, wenn die Menge der behandelten Erzeugnisse eine regélmifige oder stindige Anwesenheit erforderlich

macht;

einen Raum oder eine Vorrichtung zur Lagerung von Reinigungs- und Desinfektionsmitteln oder dhnlichen
Stoffen;

einen Raum oder einen Schrank zur Lagerung von Reinigungs- und Wartungsgeriten und -mitteln;

geeignete Vorrichtungen zum Reinigen und Desinfizieren der Beférderungsmittel. Nicht zwingend erforder-
lich sind diese Vorrichtungen, wenn die Beforderungsmittel gemif geltenden Vorschriften in von der
zustindigen Behérde amtlich zugelassenen Anlagen gereinigt und desinfiziert werden miissen.

KAPITEL 1I

Allgemeine Hygienevorschriften

A. Allgemeine Hygienevorschriften fiir Rdume, Ausriistung und Arbeitsgerite

1. Bei der Arbeit mit Ausgangsprodukten und Erzeugnissen verwendete Ausriistungsgegenstinde und
Arbeitsgerite sowie Fulbéden, Winde, Decken und Trennwinde sind einwandfrei sauber zu halten und
zu warten, so daf eine Kontamination dieser Ausgangsprodukte und Erzeugnisse durch sie ausgeschlossen
ist. Fir die Reinigung der Arbeitsgerite mufl das Wasser eine Temperatur von mindestens + 82 °C

haben.

2. Es diirfen keine Tiere in die Betriebe eingelassen werden. Nagetiere, Insekten und anderes Ungeziefer in

den Riumlichkeiten oder auf Geriten sind systematisch zu bekampfen. Ratten- und Insektengift,
Desinfektionsmittel und sonstige moglicherweise giftigen Stoffe sind in Rdumen oder Schrinken unter
Verschluf zu halten; sie sind so zu verwenden, daf eine Kontamination der Erzeugnisse ausgeschlossen
ist.

3. Die Riume, Ausriistungsgegenstinde und Arbeitsgerite diirfen nur fir die Beérbeitung der Erzeugnisse

benutzt werden, fiir welche sie zugelassen wurden. Mit entsprechender Genehmigung der zustandigen
Behorde diirfen sie jedoch zur gleichen Zeit oder zu anderen Zeitpunkten fir die Herstellung von zum
Verzehr geeigneten Lebensmitteln verwendet werden. Die Beschrankung gilt nicht fiir die Transportge-
rite, welche in den Riumen benutzt werden, in denen keine Bearbeitung der Ausgangsprodukre und
Erzeugnisse gemif dieser Richtlinie stattfindet.

(') ABL Nr. L 229 vom 30. 8. 1980, S. 11.
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Fiir samtliche Arbeitsginge ist die Verwendung von Trinkwasser im Sinne der Richtlinie 80/778/EWG
vorgeschrieben. Zur Dampferzeugung, Brandbekimpfung oder Kiithlung von Maschinen jedoch kann
ausnahmsweise auch die Verwendung von Wasser ohne Trinkwassereigenschaften gestattet werden,
sofern die hierfiir gelegten Leitungen eine andere Verwendung des Wassers unmdéglich machen und die
Gefahr einer Kontamination der Ausgangsprodukte und Erzeugnisse ausgeschlossen werden kann.

Reinigungs-, Desinfektions- und dhnliche Mittel miissen von der zustindigen Behorde zugelassen sein und
sind so zu verwenden, daf8 sie sich nicht nachteilig auf die Einrichtung und die Ausriistungsgegenstinde
sowie die Ausgangsprodukte und Erzeugnisse auswirken.

Anschlieflend miissen diese Arbeits- und Einrichtungsgegenstinde griindlich mit Trinkwasser gespiilt
werden. Die Wartungs- und Reinigungsgerite und -mittel sind an dem Platz gemifl Anhang B Kapitel I
Nummer 1 Buchstabe f) abzustellen.

. Es ist untersagt, Sigemehl oder dhnliche Stoffe auf den Boden der Raume fiir die Bearbeitung und die

Lagerung der Ausgangsprodukte und der Erzeugnisse im Sinne dieser Richtlinie zu streuen.

B. Allgemeine Hygienevorschriften fiir das Personal

1.

Vom Personal wird peinlichste Sauberkeit verlangt. Insbesondere gilt folgendes:

a) Das Personal muf§ geeignete, saubere Arbeitskleidung und eine saubere Kopfbedeckung tragen, die
das Haar vollstandig bedeckt. Dies betrifft insbesondere die Personen, die mit unverpackten, leicht zu
verunreinigenden Ausgangsprodukten und Erzeugnissen umgehen.

b) Das fiir die Behandlung und die Zubereitung der Ausgangsprodukte und Erzeugnisse zustiandige
Personal muf sich die Hiande zumindest bei jeder Wiederaufnahme der Tatigkeit und/oder bei
Verunreinigungen waschen. Verletzungen an den Hinden miissen mit einem undurchlissigen
Verband versehen sein.

c) Das Rauchen, Spucken, Trinken und Essen in den zur Bearbeitung und Lagerung der Ausgangspro-
dukte und Erzeugnisse dienenden Riumen ist untersagt.

Der Arbeitgeber hat dafir Sorge zu tragen, daf Personen, die Krankheitskeime iibertragen kénnten, so
lange von der Behandlung der Ausgangsprodukte und Erzeugnisse ausgeschlossen werden, bis nachge-
wiesen ist, daf§ keine Gefahr der Ansteckung mehr besteht.

Bei der Einstellung miissen alle Personen, die Ausgangsprodukte und Erzeugnisse bearbeiten oder
behandeln, durch ein irztliches Zeugnis nachweisen, daf ihrer Verwendung nichts im Wege steht. Die
medizinische Uberwachung dieser Personen fallt unter die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden
nationalen Rechtsvorschriften, bei Drittlindern richtet sie sich nach besonderen Garantien, die nach dem
Verfahren des Artikels 20 festzulegen sind.
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1.

2.

ANHANG B

BESONDERE VORSCHRIFTEN FUR FLEISCHERZEUGNISSE -

KAPITEL 1

Besondere Vorschriften fiir die Zulassung von Betrieben, die Fleischerzeugnisse zubereiten und behandeln

Unabhingig von den allgemeinen Vorschriften gemif§ Anhang A Kapitel I miissen Betriebe, die Fleischer-
zeugnisse herstellen, behandeln und verpacken, mindestens iiber folgendes verfiigen:

a)

<

d)

e)

f)

ausreichend grofle Riume zur getrennten
i) Kaldagerung der Ausgangsprodukte einerseits,

ii) Lagerung bei Raumtemperatur oder gegebenenfalls Kaltlagerung von Fleischerzeugnissen entspre-
chend ihrer Beschaffenheit andererseits,

mit der Mafgabe, daf8 die unverpackten Ausgangsprodukte, Fleischerzeugnisse oder anderen Erzeugnisse
tierischen Ursprungs getrennt von den verpackten Ausgangsprodukten und Erzeugnissen zu lagern
sind;

einen oder mehrere geeignete, ausreichend grofie Raume fiir die Herstellung und fiir die Umhiillung von
Fleischerzeugnissen. Sofern diese Arbeitsginge einen einzigen Herstellungszyklus darstellen, der die
Einhaltung der Anforderungen dieser Richtlinie und die GenufStauglichkeit der Ausgangsprodukte und der
Fertigerzeugnisse gewihrleistet, und sofern die Konzeption und die Abmessungen des Herstellungsraums
dies erlauben, kénnen sie im selben Raum erfolgen;

einen Raum oder eine Vorrichtung fur die Lagerung bestimmter Zutaten wie Lebensmittelzusatz-
stoffe;

einen Verpackungsraum, sofern die entsprechenden Bedmgungen gemifS Kapitel V Nummer 3 nicht erfiillt
sind, sowie einen Versandraum;

einen Raum fiir die Lagerung von Umhiillungs- und Verpackungsmaterial;

einen Raum fiir die Reinigung von Ausriistungen und Material wie Haken, Behaltnisse usw.

Je nach Art der Erzeugnisse mufl der Betrieb iiber folgendes verfigen:

a)

b)

8)

h)

einen Raum oder — sofern keine Kontaminationsgefahr besteht — einen entsprechenden Platz fir die
Entnahme aus der Verpackung;

einen Raum oder — sofern keine Kontaminationsgefahr besteht — einen entsprechenden Platz fir das
Auftauen der Ausgangsprodukte;

einen Raum fiir das Zerlegen;

einen Raum oder eine Einrichtung fiir das Trocknen und Reifen;

einen Raum oder eine Anlage fiir das Rauchern;

einen Raum fiir das Entsalzen, Wissern und sonstige Behandeln insbesondere von Naturdarmen, wenn
diese Ausgangsprodukte diesen Arbeitsvorgingen nicht im Ursprungsbetrieb unterworfen worden
sind;

einen Raum fiir das Sdubern der Ausgangsprodukte, die bei der Herstellung von Fleischerzeugnissen
verwendet werden;

einen Raum fiir das Salzen, erforderlichenfalls mit einer Klimaanlage zur Einhaltung der Temperatur
gemafl Kapitel Il Nummer 4;

einen Raum fiir das Saubern von Fleischerzeugnissen, die aufgeschnitten oder zerteilt und umhiillt werden
sollen;

einen erforderlichenfalls mit einer Klimaanlage ausgeriisteten Raum fiir das Aufschneiden oder Zerteilen
sowie das Umbhiillen von Fleischerzeugnissen, die vorverpackt in den Verkehr gebracht werden sollen;

die in Anhang C. Vorgesehenen spezifischen Riume, sofern die Erzeugnisse auf die dort Bezug genommen
wird, in den Betrieben hergestellt werden, auf die dieses Kapitel abstellt;
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1} sind die Bedingungen gemaf Nummer 1 Buchstabe b) erfiillt, so kann nach Zustimmung der zustandigen
Behorde beschlossen werden, daf einige dieser Arbeitsvorginge in einem gemeinsamen Raum durchge-
fiihrt werden diirfen.

Sind die Bedingungen nach Nummer 1 Buchstabe b) nicht erfiillt, so miissen die Arbeitsvorgénge, die fiir
einige gleichzeitig hergestellte Erzeugnisse eine gesundheitliche Gefahr darstellen konnen, sowie die
Arbeitsvorginge, die mit einer iibergroffen Wirmeentwicklung verbunden sind, in einem gesonderten
Raum durchgefiihrt werden. ’

KAPITEL 11

Besondere Hygienevorschriften fiir Betricbe, die Fleischerzeugnisse zubereiten und behandeln

" Raume, in denen andere Lebensmittel als Fleisch oder Fleischerzeugnisse gelagert bzw. bearbeitet werden, die

zur Herstellung von Fleischerzeugnissen verwendet werden konnen, unterliegen den allgememen Hygiene-
vorschriften im Sinne dieser Richtlinie.

Die Ausgangsprodukte und die Zutaten fiir die Herstellung von Fleischerzeugnissen sowie diese Erzeugnisse
und die Erzeugnisse tierischen Ursprungs wie auch die diese Erzeugnisse enthaltenden Behaltnisse diirfen nicht
unmittelbar mit dem Boden in Beriihrung kommen und miissen so gehandhabt werden, daf nicht die Gefahr
einer Kontamination besteht. Es ist darauf zu achten, daf die Ausgangsprodukte nicht mit den Enderzeug-
nissen in Berithrung kommen.

Die Verwendung von Holz ist zuldssig in Raumen fiir das Riuchern, Salzen, Reifen, Pokeln und Lagern von
Fleischerzeugnissen sowie in den Versandriumen, sofern dies technisch unvermeidbar und die Gefahr der
Kontaminierung dieser Erzeugnisse ausgeschlossen ist. Die Verwendung von Paletten aus Holz in diesen
Raumen ist ausschlieflich fiir die Beférderung von verpacktem Fleisch und verpackten Fleischerzeugnissen
gestattet. Im tibrigen kann die Verwendung von verzinktem Mefall beim Trocknen von Schinken und Wiirsten
gestattet werden, sofern das Metall nicht korrodiert ist und nicht mit den Fleischerzeugnissen in Beriithrung
kommt.

Die Temperatur in den Riumen bzw. Bereichen, in denen Fleisch, als Ausgangsprodukt verwendetes
Hackfleisch, Fleischerzeugnisse und Fleischzubereitungen bearbeitet werden, mufs ein hygienisches Arbeiten
gewihrleisten; erforderlichenfalls sind diese Raume oder Bereiche davon mit einer Klimaanlage auszu-
riisten. '

In den Zerlegungs- und Pékelrdumen ist beim Zerlegen und Pokeln eine Betriebstemperatur von hochsten
12 °C einzuhalten, mit Ausnahme der in Artikel 9 genannten Betriebe.

Was jedoch die tibrigen Betriebe anbelangt, so hat die zustindige Behoérde die Moglichkeit, eine Ausnahme von
diesem Erfordernis in bezug auf die Temperatur zu gewihren, wenn sie der Ansicht ist, daf§ eine derartige
Ausnahme gerechtfertigt ist, um der bei der Zubereitung des Fleischerzeugnisses angewendeten Technologie
Rechnung zu tragen.

KAPITEL III
Vorschriften fiir die Ausgangsprodukte zur Herstellung von Fleischerzeugnissen

Fleisch zur Herstellung von Fleischerzeugnissen muf

~ — aus einem gemaf3 den in Artikel 2 Buchstabe d) genannten Richtlinien zugelassenen Betrieb stammen und

unter zufriedenstellenden hygienischen Bedingungen gemif den vorgenannten Richtlinien beférdert
worden sein;

— sofort nach der Ankunft im Verarbeitungsbetrieb bis zu seiner Verarbeitung gemif den in Artikel 2
Buchstabe d) genannten Richtlinien aufbewahrt werden.

Jedoch darf Fleisch, das in Betrieben gewonnen worden ist, fiir die die Ausnahmeregelungen im Sinne der
Richtlinie 91/498/EWG gelten, sich bis 31. Dezember 1995 in zugelassenen Betrieben befinden. Bis zu diesem
Zeitpunkt darf Fleisch, das nicht den Bedingungen der in Artikel 2 Buchstabe d) genannten Richtlinien
entspricht, sich in den zugelassenen Betrieben nur dann befinden, wenn es dort gesondert gelagert wird; es mufd
ortlich oder zeitlich getrennt von dem Fleisch verarbeitet werden, das den genannten Bedingungen entspricht.
Die aus diesem Fleisch gewonnenen Fleischerzeugnisse miissen mit dem einzelstaatlichen Stempelaufdruck

. versehen sein.

2392
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2. Hackfleisch und Fleischzubereitungen miissen — soweit sie nicht in einem Herstellungsraum gemifd Kapitel I
Nummer 1 Buchstabe b) hergestellt wurden —

— aus einem gemif der Richtlinie 88/657/EWG zugelassenen Betrieb stammen und unter zufriedenstellen-
den hygienischen Bedingungen gemifd der vorgenannten Richtlinie beférdert worden sein,

— sofort nach der Ankunft im Verarbeitungsbetrieb bis zum Zeitpunkt der Verwendung gemaf der Richtlinie
88/657/EWG aufbewahrt werden.

3. Die Verwendung von Fischereierzeugnissen fiir die Zubereitung der Flelscherzeugmsse ist zulissig, sofern diese
Erzeugnisse den Anforderungen der Richtlinie 91/493/EWG geniigen.

KAPITEL IV
Betriebsiiberwachung

1. Die Betriebe werden von der zustindigen Behoérde iiberwacht, die sicherstellt, dafl die Anforderungen dieser
Richtlinie eingehalten werden, und die insbesondere

a) folgendes tiberwacht:

i) die Sauberkeit der Riume, Einrichtungen, Arbeitsgerite sowie die Hygiene in bezug auf das
Personal,

ii) die Wirksamkeit der von dem Betrieb durchgefiihrten Uberwachung gemif$ Artikel 7, namentlich
durch Priifung der Ergebnisse und Probeentnahmen,

iii) die mikrobiologische und hygienische Beschaffenheit der anderen Erzeugnisse tierischen
Ursprungs,

iv) die Wirksamkeit der Haltbarmachung der Fleischerzeugnisse,
v) die luftdicht verschlossenen Behiltnisse im Wege eines Stichprobenverfahréns,

vi) die GenufStauglichkeitskennzeichnung der Fleischerzeugnisse sowie die Kennzeichnung der fiir den
Verzehr als ungeeignet erklirten Erzeugmsse sowie bei den zuletzt genannten den Bestimmungs-
ort, :

vii) die Lagerungs- und Beférderungsbedingungen;
b) die fiir die Laboranalyse erforderlichen Proben entnimmt;

c) alle sonstigen Kontrollma@nahmen durchfiihrt, die sie firr die Einhaltung der Anforderungen dieser
Richtlinie fiir notwendig hilt;

d) durch geeignete Uberwachungsmafinahmen iberpriift, ob ein Fleischerzeugnis unter Verwendung von
Fleisch hergestellt wurde, dem andere Lebensmittel, Zusatzstoffe oder Gewiirze beigegeben worden sind,
und kontrolliert, ob das Erzeugnis den vom Hersteller unterstellten Herstellungskriterien entspricht und
insbesondere, ob die Zusammensetzung des Erzeugnisses tatsichlich den Angaben auf dem Etikett
entspricht, und zwar vor allem dann, wenn die in Kapitel V Nummer 4 vorgesehene Verkehrsbezeichnung

. verwendet wird. ‘

2. Die zustindige Behorde muf§ jederzeit Zugang zu den Kiithlhausern sowie zu allen Arbeitsraumen haben, um
die genaue Einhaltung dieser Bestimmungen zu tberpriifen.

KAPITEL V
Umbiillung, Verpackung und Kennzeichnung

1. Das Umbhiillen und Verpacken muf hygienisch einwandfrei in den dafiir vorgesehenen Rdumen durchgefiihrt
werden.

Unbeschadet der Richtlinie 89/109/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber Materialien und Gegenstinde, die dazu bestimmt sind, mit
Lebensmitteln in Berithrung zu kommen ('), miissen Umbhiillungen und Verpackungen simtliche Hygiene--.
anforderungen erfiillen und stabil genug sein, um einen wirksamen Schutz der Fleischerzeugnisse zu
gewihrleisten.

(') ABL Nr. L 40 vom 11. 2. 1989, S, 38.
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2. Umbhiillungen oder Verpackungen diirfen fiir Fleischerzeugnisse nicht wiederverwendet werden; hiervon
ausgenommen sind bestimmte Behiltnisse, beispielsweise aus Keramik und Glas oder Plastik, sofern sie
grandlich gereinigt und desinfiziert worden sind.

3. Fleischerzeugnisse diirfen in ein und demselben Raum hergestellt und verpackt werden, sofern die Verpackung
den unter Nummer 2 genannten Merkmalen entspricht und folgende Bedingungen erfiillt sind:

a) der Raum muf grof8 genug und so ausgelegt sein, daff ein hygienisches Arbeiten sichergestellt ist;

b} Umbhiillungen und Verpackungen sind sofort nach ihrer Herstellung mit einer hermetischen Schutzhiille zu
versehen, beim Transport zum Betrieb gegen Beschidigung zu schiitzen und dort in einem dafiir
vorgesehenen Raum hygienisch zu lagern;

c) Lagerriume fiir Verpackungsmaterial miissen frei von Staub und Ungeziefer sein und diirfen keine
Luftverbindung mit Riumen haben, in denen sich Stoffe befinden, die Fleisch, Hackfleisch, Fleischzube-
reitungen oder Fleischerzeugnisse kontaminieren konnten. Verpackungen diirfen nicht auf dem Boden
abgestellt werden;

d) die Verpackungen sind vor der Verbringung in den Packraum hygienisch aufzubauen; von diesem
Erfordernis kann abgesehen werden, wenn Verpackungen automatisch aufgebaut werden, sofern die
Gefahr einer Kontamination der Fleischerzeugnisse ausgeschlossen ist;

e) die Verpackungen sind unter hygienischen Bedingungen in den Packraum zu bringen und unverziiglich zu
verwenden; dem mit er Behandlung von unverpacktem Fleisch und Hackfleisch und unverpackten
Fleischzubereitungen und Fleischerzeugnissen betrauten Personal ist das Hantieren mit den Verpackungen
untersagt;

f) Fleischerzeugnisse sind sofort nach dem Verpacken in die dafiir vorgesehenen Lagerrdume zu verbrin-
gen.

4. Uber die Anforderungen hinaus, die in der Richtlinie 79/112/EWG des Rates vom 18. Dezember 1978 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die Etikettierung und Aufmachung von fiir den
Endverbraucher bestimmten Lebensmitteln sowie die Werbung hierfiir () enthalten sind, ist die Umhiillung
bzw. das Etikett der Fleischerzeugnisse an einer augenfilligen Stelle gut lesbar mit folgenden Angaben (3) zu
versehen: .

— Tierart(en), von der (denen) das Fleisch gewonnen wurde, soweit dies nicht eindeutig aus der
Warenbezeichnung oder der Liste der gemifl der Richtlinie 79/112/EWG angegebenen Inhaltstoffe
~ hervorgeht;

— eine Angabe zur Identifizierung einer Menge von Erzeugnissen, die unter technologisch dhnlichen
Bedingungen gewonnen wurde und mit demselben Risiko behaftet sind;

— bei Verpackungen, die nicht fiir den Endverbraucher bestimmt sind, das Herstellungsdatum;

— die Verkehrsbezeichnung, gefolgt von dem Verweis auf die einzelstaatliche Norm oder Rechtsvor-

schrift (), nach der diese Verkehrsbezeichnung zuléssig ist;

— die Angabe der Verwendung von Pflanzeneiweif} oder Stirke in Verbindung mit der Verkehrsbezeichnung,
sofern die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats eine Verwendung dieser Stoffe zulassen, die nicht
Gegenstand einer Zulassung gemifd Artikel 21 sein wird.

KAPITEL VI
Genuftauglichkeitskennzeichnung

1. Fleischerzeugnisse miissen ein Genufltauglichkeitskennzeichen tragen. Dieses Kennzeichen ist zum Zeitpunkt
der Herstellung oder unmittelbar nach der Herstellung im Betrieb oder im Umpackzentrum an einer
augenfilligen Stelle gut lesbar, unverwischbar und leicht entzifferbar anzubringen. Das GenufStauglichkeits-
kennzeichen kann auf das Erzeugnis selbst oder seine Umhiillung aufgebracht werden, sofern das

(1) ABL Nr.L 33 vom 8. 2. 1979, S. 1. Richtlinie zuletzt geindert durch die Richtlinie 89/395/EWG (ABI. Nr. L 186 vom 30. 6.
1989, S. 17).
(2) Diese Angaben miissen die Fleischerzeugnisse mit Ausnahme der im dritten Gedankenstrich genannten Erzeugnisse bis zum
Endverbraucher begleiten.
(3) Der Ausdruck ,einzelstaatliche Norm oder Rechtsvorschriften® umfafit
a) die durch einzelstaatliche Rechtsvorschriften zugelassenen Bedingungen fiir die Herstellung oder Bearbeitung,
b) besondere einzelstaatliche Vorschriften, die bei bestimmten Erzeugnissen spezifische Auﬂagen hinsichtlich der Herstel-
lungs- und Bearbeitungsbedingungen vorsehen,
c) alle Verkehrsbezelchnungen die — sofern sie keinen Einschrankungen durch einzelstaatliche Normen unterliegen — durch
die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats oder in einem Mltghedstaat zugelassen sind, in dem diese Bezeichnung sich
eingebirgert hat.
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Fleischerzeugnis mit einer eigenen Umbhiillung versehen ist, oder aber auf das Etikett dieser Umbhiillung gemif§
Nummer 4 Buchstabe b). Bei einzeln umhiillten und verpackten Fleischerzeugnissen muf§ das Genufitaug-
lichkeitskennzeichen nur auf der Verpackung aufgebracht werden.

2. Werden die Fleischerzeugnisse mit einem GenufStauglichkeitskennzeichen. nach Nummer 1 anschliefiend
verpackt, so ist diese Verpackung ebenfalls mit dem Genuftauglichkeitskennzeichen zu versehen.

3. Abweichend von den Nummern 1 und 2 kann auf die GenufStauglichkeitskennzeichnung von Fleischerzeug-
nissen in palettisierten Packstiicken, die in einem zugelassenen Betrieb weiterverarbeitet bzw. -verpackt
werden sollen, verzichtet werden, sofern

— aufdem betreffenden Packstiick auflen ein GenufStauglichkeitskennzeichen gemaff Nummer 4 Buchstabe a)
angebracht ist; ' ;

— der Bestimmungsbetrieb iiber Mengen, Art und Ursprung der Fleischerzeugnisse, die gemifl dieser
Nummer angeliefert werden, gesondert Buch fiihrt;

— der Bestimmungsort und der Verwendungszweck der Fleischerzeugnisse auf der Umverpackung deutlich
angegeben sind, wenn diese nicht aus durchsichtigem Material besteht.

Ist jedoch ein Packstiick umhiillter Erzeugnisse von einer durchsichtigen Verpackung umschlosseh, so braucht
auf der Verpackung kein Genufltauglichkeitskennzeichen angebracht zu werden, wenn das GenufStauglich-
' keitskennzeichen auf der Umhiillung durch die Verpackung hindurch deutlich erkennbar ist.

4. a) Das Genufftauglichkeitskennzeichen muff in einem ovalen Feld folgende Angaben enthalten:
i) entweder

— im oberen Teil: den oder die Kennbuchstaben des Versandlandes in groffen Druckbuchstaben:

B—DK—D—EL—E—F—IRL—1—1L — NL — P — UK, gefolgt von der
Veterinirkontrollnummer des Betriebs oder — nach den gemif§ Artikel 17 zweiter Gedankenstrich
festzulegenden Modalititen — des Umpackzentrums sowie gegebenenfalls einer Codenummer,
aus der hervorgeht, fiir welche Art von Erzeugnissen der Betrieb zugelassen wurde;

— im unteren Teil: eines der folgenden Kiirzel CEE — EQF — EWG — EOK — EEC — EEG;
i) oder ' '
— im oberen Teil: den Namen des Versandlandes in GrofSbuchstaben;

— in der Mitte die Veterinarkontrollnummer des Betriebs oder — nach den gemig Artikel 17 zweiter
Gedankenstrich festzulegenden Modalititen — des Umpackzentrums, gegebenenfalls gefolgt von
einer Codenummer, aus der hervorgeht, fiir welche Art von Erzeugnissen der Betrieb zugelassen
wurde;

— im unteren Teil: eines der folgenden Kiirzel CEE — EQF — EWG — EOK — EEC — EEG.

b) Das GenufStauglichkeitskennzeichen kann mit einem Farb- oder Brennstempel auf das Erzeugnis, die
Umhiillung bzw. Verpackung aufgebracht oder auf das Etikett aufgedruckt oder aufgebracht werden. Der
auf der Verpackung aufgebrachte Stempelaufdruck mufl beim Offnen zerstort werden, es sei denn, die
Verpackung wird beim Offnen ohnehin vernichtet. Sind die Erzeugnisse in luftdicht verschlossenen
Behiltnissen enthalten, so muff der Deckel oder die Dose einen unverwischbaren Stempelaufdruck
tragen.

¢) Das GenufStauglichkeitskennzeichen kann auch aus einem unlésbar angebrachten Sch_ild aus widerstands-
fahigem Material bestehen, das alle Hygieneanforderungen erfiillt und die Angaben gemif Buchstabe a)
tragt.

KAPITEL VII
Lagerung und Beforderung

1. Fleischerzeugnisse sind in Riumen gemif! Anhang B Kapitel I Nummer 1 Buchstabe a) zu lagern.

Bei Raumtemperatur haltbare Fleischerzeugnisse diirfen jedoch auch in aus stabilen sowie leicht zu reinigenden
und zu desinfizierenden Baumaterialien bestehenden Lagerraumen gelagert werden, die von der zustandigen
Behorde dafir zugelassen wurden.

2. Fleischerzeugnisse, fiir die bestimmte Lagertemperaturen nach Artikel 7 Nummer 2 vorgeschrieben sind,
miissen bei diesen Temperaturen aufbewahrt werden.

3. Fleischerzeugnisse miissen so versandt werden, daf sie wihrend der Beforderung gegen eine Kontamination
bzw. eine nachteilige Beeinflussung geschiitzt sind. Dabei ist der Beférderungsdauer, den verwendeten
Beférderungsmitteln und den Witterungsverhiltnissen Rechnung zu tragen. ’
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4. Beforderungsmittel fiir Fleischerzeugnisse miissen erforderlichenfalls so ausgeriistet sein, dal die vorge-
schriebene Temperatur gewihrleistet ist und insbesondere die Temperaturen nach Artikel 7 Nummer 2 nicht
tberschritten werden.

KAPITEL VIII

Besondere Bedingungen fiir pasteurisierte und sterilisierte Erzeugnisse in luftdicht verschlossenen
Behiltnissen :

A. Abgesehen von den in Anhang A vorgesehenen Auflagen miissen die Betriebe, die pasteurisierte oder
sterilisierte Erzeugnisse in luftdicht verschlossenen Behiltnissen herstelien,

1. dber folgendes verfiigen:
a) eine Einrichtung fiir den hygienischen Transport der Konservendosen zum Arbeitsraum;
b) eine leistungsfihige Einrichtung zum Reinigen der Konservendosen unmittelbar vor dem Befiillen;

c) eine Einrichtung, in der die luftdicht verschlossenen Behiltnisse vor dem Behandeln im Autoklav zur
Entfernung des Fetts mit heifem Trinkwasser gewaschen werden kénnen;

d) einen geeigneten Raum bzw. Platz oder eine geeignete Einrichtung fiir das Abkiihlen und Abtrocknen
der Behaltnisse nach dem Erhitzen;

e) Ausriistungen fiir die Inkubation von Stichproben, die aus den luftdicht verschlossenen Behiltnissen
entnommen wurden;

f) eine geeignete Ausriistung zum Uberpriifen der Behaltnisse auf Dichtheit und Unversehrtheit;

2. dafiir sorgen, daff

a) die luftdicht verschlossenen Behiltnisse bei der Entnahme aus dem Erhitzer noch so heif$ sind, daf die
Feuchtigkeit schnell verdampft und sie vor dem vélligen Abtrocknen nicht angefafft werden;

b) durch Gasbildung aufgetriebene Behiltnisse (Bombagen) zusitzlich untersucht werden;
c) die Thermometer der Erhitzer mit Hilfe geeichter Thermometer iiberpriift werden;

d) die Behiltnisse
— bei Beschidigungen oder Fertigungsmangeln verworfen werden,

— verworfen oder gereinigt bzw., wenn es sich um Dosen handelt, unmittelbar vor dem Befiillen mit
Hilfe geeigneter Reinigungseinrichtungen gemif8 Nummer 1 Buchstabe b) griindlich gereinigt
werden, wobei fliefendes Wasser zu verwenden ist,

— erforderlichenfalls nach dem Reinigen und vor dem Befiillen lange genug abtropfen,

— erforderlichenfalls nach dem hermetischen Verschlieen und vor dem Druckerhitzen mit Hilfe der
Einrichtung gemif Nummer 1 Buchstabe c) mit Trinkwasser gewaschen werden, das gegebenen-
falls so heiff sein muf}, dafl Fett entfernt werden kann,

— nach dem Erhitzen mit Wasser gekiihlt werden, das die Anforderungen nach Abschnitt B fiinfter -

Gedankenstrich erfiillt,

— vor und nach dem Erhitzen so behandelt werden, daf§ jedwéde Beschadigung oder Kontamination
ausgeschlossen ist. :

B. Der Inhaber bzw. der Geschiftsfithrer eines Betr‘iebs, in dem Fleischerzeugnisse in luftdicht verschlossenen
Behiltnissen hergestellt werden, hat sich ferner durch Stichprobenkontrollen davon zu iiberzeugen, daff

— fiir die Raumtemperatur haltbare Fleischerzeugnisse ein Verfahren mit einem Fc-Wert von grofler oder
gleich 3,00 angewandt wird, es sei denn, daf durch Salzen des Erzeugnisses derselbe Stabilitatsgrad erzielt
wurde, oder ein mindestens der Pasteurisierung gleichwertiges Erhitzungsverfahren angewandt wird,
dessen Parameter von der zustindigen Behorde genehmige sind;

— die leeren Behiltnisse die Produktionsnormen erfiillen;
— die Tagesproduktion in zuvor festgelegten Abstinden kontrolliert wird, damit ein zuverlassiger Verschluf§
gewibhrleistet ist. Im Hinblick darauf muf eine geeignete Vorrichtung fiir die Priifung der Senkrechtfalze

der verschlossenen Behaltnisse zur Verfiigung stehen;

— die notwendigen Kontrollen durchgefithrt werden und insbesondere Kontrollmarkierungen verwendet
werden, die gewihrleisten, dafl die Behilter sachgerecht erhitzt wurden;
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— die notwendigen Kontrollen durchgefiihrt werden, damit gewihrleistet ist, daff das Kiithlwasser nach der
Verwendung einen Restchlorgehalt aufweist; allerdings konnen die Mitgliedstaaten eine Ausnahme von
diesem Erfordernis zulassen, wenn das Wasser die Anforderungen der Richtlinie 80/778/EWG
erfiillt;

— die in luftdicht verschlossenen Behiltnissen erhitzten Konserven mit Fleischerzeugnissen einem sieben-
tagigen Inkubationstest bei 37 °C oder einem zehntigigen Inkubationstest bei 35 °C gemiafl dem ersten
Gedankenstrich unterzogen werden;

— die in luftdicht verschlossenen Behiltnissen abgefiillten pasteurisierten Erzeugnisse, die von der
zustindigen Behorde anerkannten Kriterien erfiillen.

C. Die zustindige Behérde kann zulassen, daff dem Wasser in den Autoklaven bestimmte Stoffe zugesetzt
werden, um die Konservendosen gegen Korrosion zu schiitzen und das Wasser zu enthirten und zu
desinfizieren. Eine Liste dieser Stoffe wird nach dem Verfahren des Artikels 20 aufgestelit. :

Die zustindige Behorde kann die Verwendung von Riicklaufwasser zum Kiihlen der hitzebehandelten
Behiltnisse gestatten. Dieses Wasser ist aufzubereiten und mit Chlor oder mit Hilfe anderer Methoden, die
nach dem Verfahren des Artikels 20 festzulegen sind, zu behandeln. Mit dieser Behandlung soll sichergestellt
werden, dafd das Riicklaufwasser die Normen des Anhangs I Teil E der Richtlinie 80/778/EWG erfiillt, so daf§
es die Erzeugnisse nicht nachteilig beeinflussen kann und keine Gefahr fiir die menschliche Gesundheit
darstellt.

Das Riicklaufwasser mufl einen geschlossenen Kreislauf bilden und darf nicht anderweitig verwendet
werden.

Sofern keine Kontaminationsgefahr besteht, darf der Boden am Ende des Arbeitstags bzw. bei Schichtende mit
Behalterkihlwasser und mit Autoklavenwasser gereinigt werden.

KAPITEL IX
Besondere Bedingungen fiir Fleischfertiggerichte

Neben den in Anhang A und in den Kapiteln I, II und III dieses Anhangs genannten allgemeinen Bedingungen
gilt: .

1. Die Betriebe, die Fertiggerichte herstellen, miissen iiber einen separaten Raum fiir die Zubereitung und
Umhiillung der Fertiggerichte verfiigen; dieser separate Raum ist nicht erforderlich, wenn die Fleischerzeug-
nisse und das Fleisch nicht zur gleichen Zeit behandelt werden und sofern die fiir diese Arbeitsgénge benutzten
Riume nach ihrer Benutzung fiir jede Erzeugnisart gereinigt und desinfiziert werden.

2. a) Fleischerzeugnisse, die Zutaten bei der Herstellung eines Fertiggerichts sind, miissen unmittelbar nach dem
Erhitzen

i) entwederdirekt mit den anderen Zutaten vermischt werden; in diesem Fall ist die Zeit, wihrend der die
Temperatur des Fleischs zwischen 10 °C und 63 °C liegt, auf ein Minimum zu verkiirzen;

ii) oder vor der Vermischung mit den anderen Zutaten auf 10 °C oder weniger abgekiihlt sein.

b) Das Fleischerzeugnis bzw. das Fertiggericht ist innerhalb eines Zeitraums von hochstens zwei Stunden
nach Beendigung des Erhitzens auf 10 °C Kerntemperatur oder weniger und so rasch wie méglich auf die
Lagerungstemperatur abzukiihlen. Die zustindige Behérde kann jedoch den Betrieb erméachtigen, von dem
Zwei-Stunden-Zeitraum' abzuweichen, wenn ein lingerer Zeitraum aus Griinden der angewandten
Produktionstechnologie gerechtfertigt ist, sofern die Genufitauglichkeit den Endprodukts gewahrleistet
ist.

¢) Das Fertiggericht muf erforderlichenfalls unmittelbar nach dem Abkiihlen gefroren bzw. tiefgefroren
werden. ~

3. DieEtikettierung der Fertiggerichte muf der Richtlinie 79/112/EWG entsprechen. In der Liste der Zutaten ist
fiir die Zwecke der vorliegenden Richtlinie auch anzugeben, von welchen Tiergattungen das darin enthaltene
Fleisch stammt.

Die Fertiggerichte miissen auf einer der Auflenflichen der Umhiillung aufSer den bereits vorgesehenen Angaben
auch die deutlich aufgebrachte Angabe des Herstellungsdatums aufweisen.

4. Die Ergebnisse der betriebsinternen Kontrollen sind aufzubewahren und der zustindigen Behorde auf
Verlangen vorzulegen; dafiir gilt ein von der zustindigen Zentralbehdrde gemifi der Haltbarkeit des
betreffenden Erzeugnisses festzulegender Mindestzeitraum.
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ANHANG C

SPEZIFISCHE GESUNDHEITSNORMEN FUR DIE HERSTELLUNG ANDERER ERZEUGNISSE

TIERISCHEN URSPRUNGS
KAPITEL 1

Allgemeine Bedingungen

Die Riumlichkeiten diirfen nur unter den nachstehenden Voraussetzungen fiir die Herstellung von nicht fiir den
menschlichen Verbrauch bestimmten Erzeugnissen genutzt werden:

a) Nicht zum menschlichen Verbrauch geeignete Ausgangsprodukte miissen in einem vollstindig gesonderten
Raum oder in einem vollstindig gesonderten Aufnahmebereich gelagert werden.

b) Sie miissen in gesonderten Riumen unter Benutzung gesonderter Einrichtungen und Anlagen bearbeitet
werden, sofern die Bearbeitung nicht in vollstindig abgeschlossenen Einrichtungen und Anlagen erfolgt, die
ausschliefflich zu diesem Zweck genutzt werden.

c) Die aus diesen Ausgangsprodukten gewonnenen Fertigerzeugnisse miissen in einem gesonderten Raum oder in
gesonderten Behiltnissen gelagert werden, die entsprechend gekennzeichnet sind, und diirfen niche fiir den
menschlichen Verbrauch bestimmt sein.

KAPITEL I

Besondere Bedingungen fiir ausgelassene tierische Fette, Grieben und Nebenerzeugnisse des Ausschmelzens

Aufler den in Anhang A genannten Bedingungen gelten folgende besondere Bedingungen:

A. Anforderungen an die Betriebe, die Ausgangsprodukte sammeln und verarbeiten

1.

Sammelstellen fiir Ausgangsprodukte und deren Weiterbeférderung zu den Verarbeitungsbetrieben
miissen iber ein Kiihlhaus verfiigen, in dem die Ausgangsprodukte bei einer Innentemperatur von 7 °C
oder weniger gelagert werden, es sei denn, die Ausgangsprodukte werden innerhalb der unter Abschnitt B
Nummer 3 Buchstaben b) und c) festgesetzten Frist gesammelt und ausgeschmolzen.

Verarbeitungsbetriebe miissen mindestens iiber folgendes verfiigen:

ein Kijhlhaus, es sei denn, die Ausgangsprodukte werden innerhalb der Frist gemaf! Abschnitt B
Nummer 3 Buchstabe b) gesammelt und ausgeschmolzen;

einen Raum oder eine Stelle zur Anlieferung der Ausgangsprodukte;
eine Anlage zur Erleichterung der optischen Bewertung der Ausgangsprodukte;
gegebenenfalls eine Maschine zum Zerkleinern der Ausgangsprodukte;

Geritschaften zum Ausschmelzen der Ausgangsprodukte durch Erhitzen oder durch Druckanwen-
dung oder nach anderen geeigneten Verfahren;

Behiltnisse oder Tanks zur Aufbewahrung des Flissigfetts;

einen Apparat fiir die Plastifizierung oder Kristallisierung des Fetts zur Erleichterung der Umbhiillung
und Verpackung des Erzeugnisses, es sei denn, der Betrieb liefert ausschieflich ausgelassenes
Tierkorperfett in Flissigform;

einen Versandraum, es sei denn, der Betrieb versendet nur ausgelassene tierische Fette in
unverpacktem Zustand;

wasserdichte Behiltnisse zur Beseitigung genufluntauglicher Ausgangsprodukte;

gegebenenfalls geeignete Geritschaften fiir die Zubereitung von Erzeugnissen, die aus ausgelassenen
tierischen Fetten unter Zusatz von anderen Lebensmitteln und/oder Gewiirzen gewonnen wer-
den;

. geeignete Anlagen fiir die hygienisch einwandfreie Sammlung, Umhiillung und Verpackung von

Grieben sowie fiir ihre Lagerung gemif$ Abschnitt B Nummer 9, sofern sie zum Verzehr bestimmt
sind.
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B. Zusdtzliche Hygieneanforderungen fiir die Gewinnung von ausgelassenen tierischen Fetten, Grieben und
Nebenerzeugnissen des Ausschmelzens

1.

Die Ausgangsprodukte miissen von Tieren stammen, die infolge der Schlachttier- und der Fleischunter-
suchung als genufStauglich befunden wurden.

Die Ausgangsprodukte miissen aus nachweislich genufftauglichen Fettgeweben oder Knochen bestehen,
die einigermaf3en frei von Blutspuren und Verunreinigungen sind. Sie diirfen keine Verderbnisanzeichen
aufweisen und miissen unter hygienischen Bedingungen erschlachtet worden sein.

a) Ausgelassene tierische Fette diirfen ausschliefSlich aus Fettgewebe oder Knochen aus Schlachthofen,
Zerlegungsbetrieben oder Fleischverarbeitungsbetrieben gewonnen werden. Die Ausgangsprodukte
sind unter hygienischen Bedingungen bei einer Innentemperatur von hochstens 7 °C zu beférdern und
bis zum Schmelzen zu lagern.

b) Abweichend von Buchstabe a) kénnen Ausgangsprodukte ungekiihlt gelagert und befordert werden,
sofern sié innerhalb von zwélf Stunden nach dem Tag der Gewinnung ausgelassen werden.

¢) Abweichend von Buchstabe a) kénnen zur Gewinnung von ausgelassenen tierischen Fetten
Ausgangsprodukte aus Einzelhandelsgeschiften oder von unmittelbar an die Verkaufsstellen
angrenzenden Riumlichkeiten verwendet werden, wo Fleisch oder Gefligelfleisch lediglich zur
unmittelbaren Abgabe an den Endverbraucher zerlegt und gelagert wird, sofern sie hygienisch
einwandfrei und sachgemif verpackt sind. Bei tiglicher Abholung gelten die Temperaturvorschriften

der Buchstaben a) und b). Werden die Ausgangsprodukte nicht tiglich abgeholt, so sind sie
unmittelbar nach ihrer Erschlachtung zu kiihlen.

Fahrzeuge und Behiltnisse fiir das Abholen und die Beforderung von Ausgangsprodukten miissen glatte
Innenwinde aufweisen, die leicht abzuwaschen, zu reinigen und zu desinfizieren sind. Die Fahrzeuge
miissen angemessen abgedeckt sein. Fahrzeuge fiir den Kiihltransport miissen so beschaffen sein, daf die
vorgeschriebene Temperatur wihrend der Beférderung aufrechterhaiten werden kann.

Vor dem Ausschmelzen miissen die Ausgangsprodukte auf genufluntaugliche Ausgangsprodukte und
Fremdstoffe untersucht werden, die gegebenenfalls zu entfernen sind.

Die Ausgangsprodukte sind zunichst durch Erhitzen, durch Druckanwendung oder nach anderen
geeigneten Verfahren auszuschmelzen; danach sind die festen Bestandteile vom flissigen Fett durch
Abkliren, Zentrifugieren, Filtrieren oder ein anderes geeignetes Verfahren zu trennen. Der Gebrauch von
Losungsmitteln ist verboten.

Ausgelassene tierische Fette, die gemif§ den Nummern 1, 2, 3, 5 und 6 gewonnen werden, konnen fiir die
Zwecke der Erzeugung eines Ausgansprodukts entweder im gleichen oder in einem anderen Betrieb zur
Verbesserung ihrer physikalisch-chemischen Eigenschaften verfeinert werden, wenn das zu verfeinernde
Fett der unter Nummer 8 festgelegten Norm entspricht. -

Ausgelassene tierische Fette miissen jeweils folgender Norm entsprechen:

Rinderfett Schweinefett Sonstiges Tierkorperfett
Speisetalg ) Schmalz
Talg zum | Schweine- 2um Speisefett zum
. . A :
le::zlle)r Sonstiger Verfeinern | schmalz (2) Verfeinern Verfeinern

FFS (m/m Olsiure
in %) maximal 0,75 1,25 3,0 0,75 2,0 | 1,25 3,00

Peroxyd maximal |4 meq/kg |4 meq/kg |6 meq/kg |4 meq/kg |6 meq/kg 4 meq/kg |10 meq/kg

Feuchtigkeit und

Fremdstoffe maximal 0,5 %

Geruch,
Geschmack, Farbe

normal

(1) Ausgelassene tierische Fette, die durch Ausschmelzen frischen Fettes von Herz, Netz, Nieren und Gekrose von
Rindern bei niedriger Temperatur gewonnen werden sowie Fette aus den Zerlegungsbetrieben.
(2) Frische Fette, die durch Ausschmelzen des Fettgewebes von Schweinen gewonnen werden.

Nr. L 57/23
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9. Fiir Grieben, die zum Verzehr bestimmt sind, gelten folgende Lagerungsvorschriften: -

i) Grieben, die bei maximal 70 °C gewonnen werden, sind fiir eine Lagerungsdauer von hochstens
24 Stunden bei weniger als 7 °C oder weniger und ansonsten bei —18 °C oder weniger zu
lagern;

ii) Grieben, die bei iiber 70 °C gewonnen werden und einen Feuchtigkeitsgehalt von 10 % (m/m) oder
mehr aufweisen, sind ’

— fiir eine Lagerungsdauer von héchstens 48 Stunden bei weniger als 7 °C oder bei einem anderen,
die gleiche Gewihr bietenden Zeit-Temperatur-Verhiltnis,

— ansonsten bei — 18 °C oder weniger
zu lagern;

iii) Grieben, die bei iiber 70 °C gewonnen werden und einen Feuchtigkeitsgehalt von weniger als 10 %
(m/m) aufweisen, sind an keine besonderen Lagerungsvorschriften gebunden.

KAPITEL Il

Besondere Bedingungen fiir Migen, Blasen und Dirme

Aufer den in Anhang A und in den Kapiteln I, II und Il des Anhangs B genannten Bedingungen miissen die
Betriebe, die Migen, Blasen und Dirme behandeln, folgende Bedingungen einhalten:

1.

Die Riaume, Gerite und Werkzeuge diirfen nur fir die Bearbeitung der betreffenden Erzeugnisse verwendet
werden; es muff eine klare Unterteilung zwischen dem unreinen und dem reinen Bereich vorgenommen
werden.

Die Verwendung von Holz ist untersagt; die Verwendung von Paletten aus Holz ist jedoch fiir die Beférderung
der die betreffenden Erzeugnisse enthaltenden Behiltnisse zulassig.

Es ist ein Raum fiir die Lagerung des Umbhiillungs- und Vérpackungsmaterials vorzusehen.

Das Umbhiillen und Verpacken muf auf hygienische Weise in einem dafiir vorgesehenen Raum oder an einem
dafiir vorgesehenen Ort erfolgen. :

Erzeugnisse, die nicht bei Raumtemperatur bewahrt werden konnen, sind bis zum Zeitpunkt ihrer Versendung
in eigens dafir vorgesehenen Riumen zu lagern.

Insbesondere nicht gesalzene bzw. nicht getrocknete Erzeugnisse sind bei einer Temperatur von héchstens
3 °C zu bewahren.

Die Ausgangsprodukte sind unter zufriedenstellenden hygienischen Bedingungen und gegebenenfalls —
entsprechend der Zeit, die zwischen Schlachtung und Sammlung der Ausgangsprodukte verstrichen ist —
gekithlt von dem Herkunftsschlachtbetrieb zu dem Verarbeitungsbetrieb zu beférdern. Die Fahrzeuge und
Behiltnisse fiir die Beforderung miissen glatte Innenflichen haben, die leicht abzuwaschen, zu reinigen und zu
desinfizieren sind. Die fiir Kiihltransporte vorgesehenen Fahrzeuge miissen so beschaffen sein, daf$ die
erforderliche Temperatur wihrend der gesamten Beférderungsdauer beibehalten werden kann.
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ANHANG D

GENUSSTAUGLICHKEITSBESCHEINIGUNG FUR FLEISCHERZEUGNISSE (%)

VErSANAIANA: ....oovoviiecicee ettt ettt b et b s st sa s ek R R AR eSS R AR oA Ak bbb a e bbbt Res
IVHDUSEEEIUIILE +.vveereeeceeeeeoneseseessesseseses s essesessessessssassasesssee eemesmaesssessesssssssmaeessesseseerseeseseesssseseesiessestessemsssoresosssmmssssssssssssse

Behorde: ...l eeteteueheire i teteteteteresetessteteaeasase e e s er s eseRseheRe A e A st s ek ek b eAe AR s e eseheaenraetes s s bebebebeseatetataneaaeera

1. Angaben zur Identifizieruung der Fleischerzeugnisse

Erzeugnisse hergestellt aus Fleisch von: ..........ccoococvcnveenccnee. eeeereereuerestasataetehet ettt es et A s eanasaeaeaeaeeenebeneseeaanne
(Tiergattung)

Art der Erzeugnisse (3): e ereeesseessos e sese ettt s aeesene £ eme A1 1R SRR RS
Art der Verpackung: .........ccccocoviniiininnincneiesisnsnnnes BSOSO vttt aes ”
Zahl der Teile 0der Packstilcke: .........c.oiireiieciceirccierecrescs s s bbb rns
Temperatur bei Lagerung und BefSrderung (3): ... sisisssessisnseecsessnsessesses
. Dauer der Haltbarkeit (*): ....cccocovveviverrernnacn etetereteteerieaeaetttaeseaate s atee A e b et et ee A AR ea e e bRt et nn et e R ek ee

INEELOGEWICHE: .-.eoeictieeeae ettt ettt s e s bR s eb bbb s bbb bbb A et n b b e bbb ae b atanes

II. Herkunft der Fleischerzeugnisse

Anschrift(en) und Kontrollnummer(n) des (der) zugelassenen Herstellungsbetriebe(s): ......cooorevcrimiuvrinrinnns

gegebenenfalls:

Anschrift(en) und Kontrollnumrher(n) des (der) zugelassenen KGhIager(s): ........cccreemvmererecrcrunccmnecmminniinionn,

HI. Bestimmung der Fleischerzeugnisse
Die Erzeugnisse werden versandt

RO /0 o g T T LT IR TN

(Bestimmungsland)
mit folgendem Transportmittel (5} ..o s

Name und Anschrift des Absenders: ..........ccvvereieiiieinncnnenneecsneneceneesinnenens SR ——

(1) Nach Artikel 2 der Richtlinie 77/99/EWG.

(2) Angabe steht frei.

(3) Angabe einer etwaigen ionisierenden Bestrahlung aus medizinischen Griinden.

(4) Fiir den Fall auszufiillen, dal Angaben gemaf8 Artikel 7 der Richtlinie 77/99/EWG vorgesehen sind.

(%) Bei Eisenbahnwaggons und Lastkraftwagen ist die Zulassungsnummer, bei Flugzeugen die Flugnummer und bei Schiffen der’
Name des Schiffes anzugeben.
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IV. Bescheinigung iiber die Genuftauglichkeit

Der Unterzeichnete bescheinigt, daff die vorstehend genannten Fleischerzeugnisse

a)

b)

0

aus frischem Fleisch oder Fleischerzeugnissen unter den in der Richtlinie 77/99/EWG vorgesehenen
besonderen Bedingungen hergestellt worden sind (1);

aus dem Fleisch anderer als den in Artikel 2 Buchstabe d) der Richtlinie 77/99/EWG genannten
Tiergattungen hergestellt worden sind (1);

fiir die Griechische Republik bestimmt sind (1).

V. Falls erforderlich:

Im Fall der Umladung in einem zugelassenen Kiihlhaus oder einem zugelassenen Kiihllager, Identifizie-

rung

a)

des Umladeortes (Anschrift und Zulassungsnummer):

Ausgefertigt in ...........coovvvveeeeesiirrnrserneenne

o
Soneanoee®”

(Unterschrift der zustindigen Behorde)
(Name in Groflbuchstaben)

(') Unzutreffendes streichen.

(2) Bei Eisenbahnwaggons und Lastkraftwagen ist die Zulassungsnummer, bei Flugzeugen die Flugnummer und bei Schiffen der
Name des Schiffes anzugeben.



2.3.92

-

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften Nr. L 57727

RICHTLINIE 92/6/ EWG DES RATES

vom 10. Februar 1992

itber Einbau und Benutzung von Geschwindigkeitsbegrenzern fiir bestimmte Kraftfahrzeug-
klassen in der Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

-gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 75,

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europidischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses (3),

in Erwiagung nachstehender Griinde:

Eines der Ziele der gemeinsamen Verkehrspolitik ist es,
einheitliche Regeln fiir den grenziiberschreitenden Verkehr
in der Gemeinschaft festzulegen und die Abwicklung des
Verkehrs zu erleichtern.

Die Zunahme des Straflenverkehrs und die damit verbunde-
nen erhohten Gefahren und schiadlichen Auswirkungen
stellen alle Mitgliedstaaten vor ernste Probleme der Ver-
kehrssicherheit und des Umweltschutzes.

Aufgrund ihrer starken Motorleistung, die sie zur Uberwin-
dung von Steigungen benotigen, kénnen schwere Lastfahr-
zeuge und Kraftomnibusse auf ebener Strecke mit weit
iiberhéhten Geschwindigkeiten fahren, fiir die andere Bau-
teile dieser Fahrzeuge, wie Bremsen und Reifen, nicht
ausgelegt sind. Deshalb haben eine Reihe von Mitgliedstaa-
ten fiir bestimmte Kraftfahrzeugklassen Geschwindigkeits-
begrenzer vorgeschrieben.

Die giinstigen Auswirkungen von Geschwindigkeitsbegren-
zern auf die Umwelt und den Energieverbrauch, hinsichtlich
der Abnutzung von Motor und Reifen sowie der Straflenver-
kehrssicherheit konnen durch eine allgemeine Verwendung
dieser Vorrichtungen verstarkt werden.

Die Verwendung von Geschwindigkeitsbegrenzern ist nur
dann sinnvoll, wenn die Gerite eine-technische Vollkom-
menheit besitzen, mit der die Moglichkeit von Betrugsmané-
vern mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen wird.

Entsprechende Vorschriften sollten zunichst nur fiir schwere
Kraftfahrzeuge gelten, die meist im grenziiberschreitenden
Verkehr eingesetzt werden, und kénnten anschlieffend, je
nach den technischen Méglichkeiten und Erfahrungen in den
Mitgliedstaaten auf leichte Nutzkraftfahrzeuge ausgedehnt
werden.

(1) ABL. Nr. C 225 vom 30. 8. 1991, S. 11.
(3) ABL Nr. C 13 vom 20. 1. 1992.
(*) ABL. Nr. C 40 vom 17. 2. 1992.

In einigen Mitgliedstaaten ist vorgesehen, daf ausschliefilich
fir den Transport von gefihrlichen Giitern bestimmte
Fahrzeuge mit Geschwindigkeitsbegrenzern ausgeristet wer-
den, die auf Hochstgeschwindigkeiten eingestellt sind, wel-
che unter den in dieser Richtlinie vorgesehenen Hochstge-
schwindigkeiten liegen. In diesem besonderen Fall sollte den
betreffenden Mitgliedstaaten die Méglichkeit eingerdumt
werden, diese Vorschriften fiir die in threm Gebiet zugelas-
senen Fahrzeuge beizubehalten, da dadurch im Einklang mit
den Zielen dieser Richtlinie die Sicherheit im Straflenverkehr
und der Zivilschutz der Bevélkerung erhéht werden.

Der Einbau von Geschwindigkeitsbegrenzern in die unter
diese Richtlinie fallenden Fahrzeuge der Klassen M3 und N3,
die vor dem Beginn ihrer Anwendung zugelassen wurden und
ausschlieflich fiir innerstaatliche Transporte bestimmt sind,
kénnte namentlich in einigen Mitgliedstaaten iibermiflige
Kosten hervorrufen. Es ist daher erforderlich, dafl diese
Mitgliedstaaten die Anwendung der Artikel 2 und 3 dieser
Richtlinie auf die betreffenden Fahrzeuge spiter vornehmen
konnen. . v

Diese Richtlinie beriihrt nicht die Befugnisse der Mitglied-
staaten im Bereich der Geschwindigkeitsbegrenzungen —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als ,Kraftfahrzeuge“ alle
motorgetriebenen Fahrzeuge mit mindestens vier Ridern und
einer bauartbedingten Hochstgeschwindigkeit von mehr als
25 km/h, die zu einer der folgenden Klassen gehéren und zur
Verwendung im Straflenverkehr bestimmt sind:

— Fahrzeuge der Klasse M3 mit einem Hé')bhstgewicht von
iiber 10 Tonnen; :

— Fahrzeuge der Klasse N3;

die Klassen M3 und N3 sind im Anhang I der Richtlinie
70/156/EWG (*) definiert.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Mafnahmen,
damit Kraftfahrzeuge der Klasse M3 im Sinne des Artikels 1

(4) Richtlinie 70/156/EWG des Rates vom 6. Februar 1970 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten iiber die
Betriebserlaubnis fir Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhin-
ger (ABl. Nr. L 42 vom 23. 2. 1970, S. 1). Richtlinie zuletzt
geindert durch die Richtlinie 87/403/EWG (ABI. Nr. L 220
vom 8. 8. 1987, S. 44).



Nr. L 57/28

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

2.3.92

nur dann im Straflenverkehr eingesetzt werden diirfen, wenn
ein Geschwindigkeitsbegrenzer eingebaut ist, der die Hochst-
geschwindiglkeit auf 100 km/h begrenzt.

" Artikel 3

(1)  Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maf3-
nahmen, damit Kraftfahrzeuge der Klasse N3 nur dann
im Strallenverkehr eingesetzt werden diirfen, wenn ein
Geschwindigkeitsbegrenzer eingebaut ist, der die Héchst-
geschwindigkeit auf 90 km/h begrenzt. Angesichts der beim
gegenwirtigen Stand der Technologie zulassigen technischen
Toleranz zwischen dem eingestellten Wert und der tatsach-
lichen Geschwindigkeit im Verkehr ist die Hochstgeschwin-
digkeit des Geschwindigkeitsreglers auf 85 km/h festzule-
gen.

(2) Die Mitgliedstaaten sind ermichtigt, die vom
Geschwindigkeitsbegrenzer vorgegebene Héchstgeschwin-
digkeit bei Kraftfahrzeugen, die ausschlieflich zum Trans-
port von gefihrlichen Giitern eingesetzt und in ihrem Gebiet
zugelassen sind, auf einen Wert unter 85 km/h festzule-
gen.

Artikel 4

(1)  Die Artikel 2 und 3 gelten fiir Kraftfahrzeuge, die ab
1. Januar 1994 zugelassen werden.

(2) Die Artikel 2 und 3 gelten spitestens ab 1. Januar
1995 auch fir Kraftfahrzeuge, die zwischen dem 1. Januar
1988 und dem 1. Januar 1994 zugelassen worden sind.

Wenn diese Fahrzeuge ausschliefllich im innerstaatlichen
Verkehr eingesetzt werden, brauchen die Artikel 2 und 3
jedoch erst ab 1. Januar 1996 angewendet zu werden.

Artikel §

(1)  Bis zur Anwendung der einschligjgen Gemeinschafts-
bestimmungen miissen die in den Artikeln 2 oder 3 genannten
Geschwindigkeitsbegrenzer den von den zustiandigen einzel-
staatlichen Behorden festgelegten technischen Vorschriften
entsprechen.

(2) Die Geschwindigkeitsbegrenzer werden durch von
den Mitgliedstaaten zugelassene Werkstitten oder Einrich-
tungen eingebaut.

Artikel 6

Die Artikel 2 und 3 gelten nicht fiir Kraftfahrzeuge der
Streitkrifte, des Katastrophenschutzes, der Feuerwehr und
sonstiger Notfalldienste sowie der Ordnungskrifte.

Dasselbe gilt fiir Kraftfahrzeuge,

— die bauartbedingt keine hoheren als die in den Artikeln 2
und 3 festgelegten Geschwindigkeiten fahren kénnen,

— die fiir wissenschaftliche Versuchszwecke auf der Strafle
eingesetzt werden,

—-die eine o6ffentliche Dienstleistung ausschliefllich in
geschlossenen Ortschaften erbringen. ‘

Artikel 7

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie
bis zum 1. Oktober 1993 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverziglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, neh-
men sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis
bei der amtlichen Verdffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der
Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort-
laut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit,
die sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen.

Artikel 8

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 10. Februar 1992.

Im Namen des Rates
Der Président
Jorge BRAGA DE MACEDO
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RICHTLINIE 92/7/EWG DES RATES
vom 10. Februar 1992

zur Anderung der Richtlinie 85/3/EWG iiber die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere
technische Merkmale bestimmter Strafenfahrzeuge

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertag zur Griindung der Europiischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 75, .

auf Vorschlag der Kommission (1),
nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (2),
nach Stellungnahme des Wirtschaftd- und Sozialausschusses (3),

in Erwégung nachstehender Griinde:

Aufgrund der Beschliisse beim Erlaf der Richtlinie 89/338/EWG des Rates vom 27. April 1989 zur
Anderung der Richtlinie 85/3/EWG (4) muf die Gleichwertigkeit zwischen Luftfederungen und
bestimmten anderen Federungssystemen unter Beriicksichtigung der Auswirkungen der Achslast der
Antriebsachse auf den Straflenoberbau mittels objektiver technischer Kriterien definiert werden.

Die Priifung des Kommissionsvorschlags betreffend den Zusammenhang zwischen straflenschonen-
den Federungen und der héchstzuldssigen Antriebsachslast der von diesem Vorschlag erfafSten
Kraftfahrzeuge mufd fortgesetzt werden, um innerhalb vertretbarer Fristen Schluf$folgerungen zu erar-
beiten.

Zu einem spiteren Zeitpunkt sind gemeinsame Vorschriften fiir Einfachachsen und Achsgruppen
vorzusehen, um Straflenschidigungen so weit wie moglich zu verringern.

Es sind geeignete Priifverfahren festzulegen, mit denen die Gleichwertigkeit zwischen Luftfederungen
und bestimmten anderen Federungssystemen ermittelt werden kann.

Die Richtlinie 85/3/EWG (°) ist daher entsprechend zu dndern —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
(1)  Anhang I der Richtlinie 85/3/EWG wird wie folgt geandert:

a) Nummer 2.2.4.2. erhilt folgende Fassung:

»2.2.4.2. von mehr als 1,8 m 36t _

+ 2 t Gewichtstoleranz, wenn das héchstzulassige
Gewicht des Kraftfahrzeugs (18 t) und die hochst-
zulissige Achslast der Doppelachse des Sattelan-
hingers (20 t) eingehalten werden und die Antrieb-
sachse mit Doppelbereifung und Luftfederung oder
mit einer auf Gemeinschaftsebene als gleichwertig
anerkannten Federung gemafl Anhang III ausgerii-
stet ist.“

() ABL Nr. C 292 vom 22. 11. 1990, S. 12, und ABIL. Nr. C 313 vom 4. 12. 1991, S. 14.

(2) ABIL. Nr. C 183 vom 15. 7. 1991, S. 65.

(3) ABL Nr. C 159 vom 17. 6. 1991, S. 61.

() ABL Nr. L 142 vom 25. 5. 1989, S. 3.

(5) ABL. Nr.L 2 vom 3. 1. 1985, S. 14. Richtlinie zuletzt geindert durch die Richtlinie 91/60/EWG (ABI. Nr.
L 37 vom 9. 2. 1991, S. 37).
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b) Nummer 2.3.2 erhilt folgende Fassung:

»2.3.2. dreiachsige Kraftfahrzeuge

c) Nummer 2.3.3 erhilt folgende Fassung:

»2.3.3. vierachsige Kraftfahrzeuge
mit zwei Lenkachsen

d) Nummer 3.5.3 erhilt folgende Fassung:

»3.5.3. 1,3 m bis weniger als 1,8 m
(1,3 <d < 1,8)

— 25,

— 26 t, wenn die Antriebsachse mit Doppelberei-
fung und Luftfederung oder mit einer auf
Gemeinschaftsebene als gleichwertig anerkann-
ten Federung gemaf§ Anhang IIl ausgeriistet ist
oder wenn jede Antriebsachse mit Doppelberei-
fung ausgeriistet ist und die maximale Achslast
von 9,5 t je Achse nicht iiberschritten wird.“

32 t, wenn die Antriebsachse mit Doppelbereifung
und Luftfederung oder mit einer auf Gemeinschafts-
ebene als gleichwertig anerkannten Federung
gemifl Anhang III ausgeriistet ist oder wenn jede
Antriebsachse mit Doppelbereifung ausgeriistet ist
und die maximale Achslast von 9,5 t je Achse nicht
iiberschritten wird.“

— 18,

— 19 t, wenn die Antriebsachse mit Doppelberei-
fung und Luftfederung oder mit einer auf
Gemeinschaftsebene als gleichwertig anerkann-
ten Federung gemif§ Anhang IIl ausgeriistet ist
oder wenn jede Antriebsachse mit Doppelberei-
fung ausgeriistet ist und die maximale Achslast
von 9,5 t je Achse nicht tberschritten wird.“

(2) Der Anhang dieser Richtlinie wird als Anhang III angefiigt.

Artikel 2

(1)  Nach Anhérung der Kommission erlassen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor dem 1. Januar 1993 nachzukommen.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veréffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-
staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. '

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unverziiglich die wichtigsten innerstaatlichen
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Briissel am 10. Februar 1992.

Im Namen des Rates

Der Prdsident
Jorge BRAGA DE MACEDO
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ANHANG

~ANHANG III

BEDINGUNGEN FUR DIE GLEICHWERTIGKEIT VON LUFTFEDERUNGEN UND BESTIMMTEN
ANDEREN FEDERUNGSSYSTEMEN AN DER (DEN) ANTRIEBSACHSE(N) DES FAHRZEUGS

1. DEFINITION DER LUFTFEDERUNG

Ein Federungssystem gilt als luftgefedert, wenn die Federwirkung zu mindestens 75% durch
pneumatische Vorrichtungen erzeugt wird.

2. GLEICHWERTIGKEIT MIT DER LUFTFEDERUNG

Ein Federungssystem wird als der Luftfederung gleichwertig anerkannt, wenn es folgende Vorausset-
zungen erfiillt: )

2.1. Wihrend des kurzzeitigen freien niederfrequenten vertikalen Schwingungsvorgangs der gefederten
Masse senkrecht iiber der Antriebsachse oder einer Achsgruppe diirfen die gemessene Frequenz und
Dimpfung der Federung unter Hachstlast die unter den Nummern 2.2 bis 2.5 festgelegten Grenzwerte’
nicht iiberschreiten.

2.2, Jede Achse muff mit hydraulischen Diampfern ausgeriistet sein. Bei Doppelachsen miissen die
hydraulischen Diampfer so angebracht sein, daf die Schwingung der Achsgruppe auf ein Mindestmafl
reduziert wird.

2.3. Das mittlere Dampfungsverhiltnis D muf§ iiber 20% der kritischen Dampfung der Federung im
Normalzustand, d. h. mit funktionstiichtigen hydraulischen Dampfern, betragen.

2.4, Wenn alle hydraulischen Dampfer entfernt oder aufer Funktion gesetzt sind, darf das Dampfungs-
verhiltnis der Federung nicht mehr als 50% des mittleren Dampfungsverhiltnisses D betragen.

2.5. Die Frequenz der gefederten Masse iiber der Antriebsachse oder der Achsgruppe wihrend eines
kurzzeitigen freien vertikalen Schwingungsvorgangs darf 2,0 Hz nicht tiberschreiten.

2.6. Unter Nummer 3 werden die Frequenz und die Dimpfung der Federung definiert. Unter Nummer 4
werden die Priifverfahren zur Ermittlung der Frequenz- und der Dampfungswerte beschrieben.

3. DEFINITION VON FREQUENZ UND DAMPFUNG

In dieser Definition wird von einer gefederten Masse M (kg) tiber einer Antriebsachse oder einer
Achsgruppe ausgegangen. Die Achse oder die Achsgruppe hat einen vertikalen Gesamtdruck zwischen
Straflenoberfliche und gefederter Masse von K Newton/Meter (N/m) und einen Gesamtdampfungs-
koeffizienten von C Newton pro Meter und Sekunde (N/ms). Z ist der Weg der gefederten Masse in
vertikaler Richtung. Die Bewegungsgleichung fiir die freie Schwingung der gefederten Masse
lautet:

d:Z dZ
+ C + KZ =0
de? dt

Die Frequenz der Schwingung der gefederten Masse F rad/s ist:

F=yv/ X _ <
TV M oam2

Die Dampfung ist kritisch, wenn C = Co ist, wobei

Co =2 VKM

ist.
Das Dampfungsverhiltnis als Bruchteil des kritischen Wertes ist C/Co.

Die kurzzeitige freie vertikale Schwingung der gefederten Masse ergibt die in Abbildung 2 dargestellte
gedimpfte Sinuskurve. Die Frequenz 1ift sich durch Messung der fiir simtliche zu beobachtenden
Schwingungszyklen benétigten Zeit ermitteln. Die Dimpfung wird durch Messung der aufeinander-
folgenden Schwingungspeaks, die in derselben Richtung auftreten, ermittelt. Wenn die Amplituden-
peaks des ersten und des zweiten Schwingungszyklus A; und A, sind, betragt das Dampfungsver-
haltnis D



Nr. L 57/32 Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften - 2.3.92

C 1 A,
D = = In.
Co 2n A,

Dabei ist In der natiirliche Logarithmus des Amplitudenverhiltnisses.

4, PRUFVERFAHREN

Um im Test das Dimpfungsverhiltnis D, das Déimpﬁ:ngsverhﬁlmis bei entfernten hydraulischen
Dimpfern sowie die Frequenz F der Federung bestimmen zu kénnen, mufl das beladene Fahrzeug
entweder

a) mit geringer Geschwindigkeit (5 + 1 km/h) iiber eine Schwelle von 80 mm Héhe mit dem in
Abbildung 1 gezeigten Profil gefahren werden; auf Frequenz und Dampfung ist die kurzzeitige
Schwingung zu untersuchen, die sich ergibt, nachdem die Rider an der Antriebsachse die Schwelle
wieder verlassen haben; oder

b) am Fahrgestell heruntergezogen werden, so dafd die Antriebsachslast das Anderthalbfache des
héchsten statischen Wertes betragt. Danach wird die auf das Fahrzeug wirkende Zugkraft pl6tzlich
aufgehoben und die daraus resultierende Schwingung untersucht; oder

c) am Fahrgestell hochgezogen werden, so daf§ die gefederte Messe um 80 mm iiber die Antriebsachse
angehoben wird. Danach wird die auf das Fahrzeug wirkende Zugkraft plétzlich aufgehoben und
die daraus resultierende Schwingung untersucht; oder

d) anderen Verfahren unterzogen wérden, sofern ihre Gleichwertigkeit vom Hersteller gegeniiber der
zustindigen technischen Behérde zufriedenstellend nachgewiesen wurde.

Das Fahrzeug sollte zwischen Antriebsachse und Fahrgestell senkrecht iiber der Achse mit einem
Schwingungsschreiber versechen werden. Anhand der Zeitspanne zwischen der ersten und der zweiten
Kompressionsspitze lassen sich einerseits die Frequenz F und andererseits das Amplitudenverhaltnis
und damit dann die Dimpfung ermitteln. Bei Doppelantriebsachsen sollten Schwingungsschreiber
zwischen jeder Antriebsachse und dem Fahrgestell senkrecht iiber diesen Achsen angebracht
werdeh.

Abbildung 1
Schwelle fiir Federungspriifungen
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Abbildung 2

Gedampfte Sinuskurve bei einer kurzzeitigen freien Schwingung

D = 0,05 A, ' A;
D =02

D =07

= '\/ Zeit*




	Richtlinie 92/5/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 zur Änderung und Aktualisierung der Richtlinie 77/99/EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Fleischerzeugnissen sowie zur Änderung der Richtlinie 64/433/EWG
	Richtlinie 92/6/EWG des Rates vom 10. Februar 1992 über Einbau und Benutzung von Geschwindigkeitsbegrenzern für bestimmte Kraftfahrzeugklassen in der Gemeinschaft
	RICHTLINIE 92/7/EWG DES RATES vom 10. Februar 1992 zur Änderung der Richtlinie 85/3/EWG über die Gewichte, Abmessungen und bestimmte andere technische Merkmale bestimmter Straßenfahrzeuge #

